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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Freitag, 6. Februar, 10 Uhr, Rathaus, Grütznerstube
Dr. Christian Scharpf, Referent für Arbeit und Wirtschaft sowie Wiesnchef, 
stellt das offizielle Motiv zum Oktoberfest 2026 vor. Das Motiv wird auf 
dem offiziellen Plakat für die Wiesn werben sowie auf dem städtischen 
Sammlerkrug und einer Reihe weiterer Produkte zu sehen sein.

Wiederholung
Freitag, 6. Februar, 11 Uhr, Festsaal im Alten Rathaus
Bürgermeisterin Verena Dietl begrüßt bei einem Stehempfang die Münch-
ner Faschingsprinzenpaare und die Münchner Faschingsgesellschaften.
Achtung Redaktionen: Für eine Teilnahme am offiziellen Teil des Emp-
fangs bitte Presseausweis bereithalten.

Wiederholung
Freitag, 6. Februar, 12 Uhr, Rathaus, Hauberrisser-Zimmer (Raum 200)
Bürgermeisterin Verena Dietl überreicht die Medaille „München leuchtet 
– Den Freundinnen und Freunden Münchens“ an Hans Eiberle, der sich in 
herausragender Weise um den Sportjournalismus in München und Bayern 
verdient gemacht hat. Hans Eiberle war 25 Jahre lang ehrenamtlicher Vor-
sitzender des Vereins Münchner Sportjournalisten und hat diesen auch auf 
Landesebene vertreten.

Wiederholung
Freitag, 6. Februar, 13.30 Uhr, Ausgabestelle Münchner Tafel am West-
tor Großmarktgelände, Oberländerstraße/Ecke Thalkirchner Straße
Bürgermeisterin Verena Dietl, Dr. Inken Wuttke, stellvertretende Kom-
munalreferatsleiterin, Bäcker Magnus Müller-Rischart, Hannelore Kiethe, 
Vorstandsvorsitzende der Münchner Tafel, und das offizielle Münchner 
Faschingsprinzenpaar verteilen während der Lebensmittelausgabe der 
Münchner Tafel 1.111 Faschingskrapfen und Päckchen mit Süßigkeiten.

Sonntag, 8. Februar, 13.13 Uhr, Altstadt und Fußgängerzone
Bürgermeisterin Verena Dietl fährt als Schirmherrin auf dem Wagen der Da-
mischen Ritter beim offiziellen Münchner Faschingszug durch die Altstadt 
und die Fußgängerzone mit. Der „Gaudiwurm“ zählt zu den Höhepunkten 
des Münchner Faschings. 
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Sonntag, 8. Februar, 18.30 Uhr, Seehaus im Englischen Garten, Klein-
hesselohe 3
Bürgermeisterin Verena Dietl spricht ein Grußwort beim Dankeschönabend 
von brotZeit e.V. Der Verein versorgt Kinder an Grund- und Förderschulen 
täglich mit einem kostenlosen Frühstück.

Montag, 9. Februar, 10.45 Uhr, Markt am Elisabethplatz
Staatsministerin Ulrike Scharf eröffnet zusammen mit Bürgermeisterin 
Verena Dietl und der stellvertretenden Leiterin des Kommunalreferats, Dr. 
Inken Wuttke, die 200. „Toilette für alle“, die nach den Kriterien der Stiftung 
„Leben pur“ errichtet wurde.
Achtung Redaktionen: Treffpunkt ist der Markteingang Arcisstraße. Unter 
https://maerkte-muenchen.de/unsere-maerkte/elisabethmarkt.html ist der 
Standort ersichtlich.

Dienstag, 10. Februar, 14 Uhr, Referat für Arbeit und Wirtschaft, Her-
zog-Wilhelm-Straße 15
Der Referent für Arbeit und Wirtschaft Dr. Christian Scharpf eröffnet ge-
meinsam mit Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller die Will-
kommensveranstaltung des städtischen Projekts Care International. Als 
Baustein gegen den Fachkräftemangel werden im Rahmen dieser Initiative 
Absolvent*innen der Atatürk-Universität Erzurum in München zu Pflege-
fachkräften in Einrichtungen der Behindertenhilfe ausgebildet. 
Achtung Redaktionen: Medienvertreter*innen akkreditieren sich bitte per 
E-Mail an constantin.seifert@muenchen.de.
(Siehe auch unter Meldungen)

Bürgerangelegenheiten

Donnerstag, 12. Februar, 19.15 Uhr, Pfarrsaal der Katholischen Pfarr-
gemeinde Christus Erlöser (St. Stephan), Lüdersstraße 12 (Zugang ist 
rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 16 (Ramersdorf-Perlach).

https://maerkte-muenchen.de/unsere-maerkte/elisabethmarkt.html
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Meldungen

Vor der Mietendemo: OB Reiter dringt auf besseren Mieterschutz
(5.2.2026) Unter dem Motto „Uns glangt’s“ wollen Verbände mit einer 
großen Mietendemo am Samstag, 7. Februar, auf die prekäre Lage auf 
dem Mietmarkt in München aufmerksam machen. Um 14 Uhr geht es am 
Odeonsplatz los, von dort ist von 15 Uhr an ein Demonstrationszug durch 
die Maxvorstadt mit Abschlusskundgebung geplant. Oberbürgermeister 
Dieter Reiter bezieht vor der Demonstration mit folgendem Statement zur 
Mietensituation in München Stellung:
„Mir glangts a! Und ich weiß: Mir glangts nicht allein – mit mir glangts tau-
senden Münchnerinnen und Münchnern. Den Familien, die Angst haben, 
ihre Wohnung zu verlieren. Den Studierenden, die für ein möbliertes Zim-
mer Mondpreise zahlen sollen. Den Rentnerinnen und Rentnern und allen 
denjenigen mit mittleren Einkommen, für die Wohnen längst zur Existenz-
frage geworden ist.
Die Forderungen nach niedrigeren Mieten ist in München allgegenwärtig. 
Und sie sind berechtigt. Aber während die Wut wächst, ist politisch auf 
Bundesebene viel zu wenig passiert. Und ich sage klar: Das kann man den 
Städten nicht vorwerfen. München tut, was rechtlich möglich ist – und oft 
mehr.
Wir verkaufen keine einzige städtische Wohnung. Jeder zehnte Münchner 
lebt in einer Wohnung der Stadt. Für die rund 70.000 städtischen Wohnun-
gen gilt seit 2019 ein Mietenstopp – aktuell bis Ende 2026. Rund 170.000 
Menschen zahlen dort Mieten von im Schnitt 6,45 Euro pro Quadratmeter 
im geförderten und 7,92 Euro im freifinanzierten Bestand. Andere Städte 
haben ihre Wohnungsbaugesellschaften privatisiert – München hat sie 
gehalten und ausgebaut. Wir investieren als Stadt Milliarden in den Bau 
von Wohnungen, wir sichern bezahlbaren Wohnungsbau über die Sozial-
gerechte Bodennutzung, wir kaufen gezielt Bestandsgebäude an, um die 
Mieterinnen und Mieter vor Vertreibung zu schützen, wir vergeben Grund-
stücke an Genossenschaften und fördern sie finanziell.
In ganz München gilt eine Zweckentfremdungssatzung. Wir gehen kon-
sequent gegen Leerstand und illegale Ferienvermietung vor. Allein 2025 
konnten so 507 Wohnungen wieder dem Wohnungsmarkt zugeführt und 
Bußgelder in Höhe von 705.000 Euro verhängt werden. Das ist kein Sym-
bol – das ist tägliche Arbeit für bezahlbares Wohnen.
In 36 Erhaltungssatzungsgebieten schützen wir rund 204.000 Wohnungen 
und etwa 339.000 Menschen vor Verdrängung. Wir verbieten Luxussanie-
rungen, verschärfen den Schutz vor Abriss und verhindern die Umwand-
lung von Miet- in Eigentumswohnungen, wo immer es rechtlich möglich 
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ist. Aber auch hier stoßen wir an Grenzen – weil uns zentrale Instrumente 
genommen wurden. Das kommunale Vorkaufsrecht in Milieuschutzgebie-
ten wurde massiv eingeschränkt. Seitdem können wir oft nur noch zuse-
hen, wo wir früher handeln konnten.
Mit kommunalen Mitteln allein lässt sich diese Mietpreisspirale nicht 
stoppen. Mietrecht ist Bundesrecht. Und dort wird seit Jahren gezögert, 
vertagt und blockiert. Die Kappungsgrenze liegt weiter bei 15 Prozent in 
drei Jahren. Die Mietpreisbremse ist voller Ausnahmen – und genau diese 
Ausnahmen treiben die Mieten immer weiter nach oben. 
Besonders drastisch zeigt sich das bei möblierten Wohnungen. Hier wird 
die Wohnungsnot schamlos ausgenutzt, die Mietpreisbremse systema-
tisch umgangen und der Markt weiter angeheizt. Städte wie München 
stehen daneben und können kaum eingreifen, weil uns die rechtlichen 
Werkzeuge fehlen. Dass diese Schlupflöcher geschlossen werden sollen, 
ist überfällig – aber noch immer nicht beschlossen.
Ich sage allen Menschen, die mir auf Demos oder auf der Straße sagen 
‚Ihr tut doch nichts‘: Das Gegenteil ist richtig! Ich habe mich bei wech-
selnden Bundesministern immer wieder für Verbesserungen im Mietrecht 
und beim Vorkaufsrecht eingesetzt. Was bisher fehlte, ist der politische 
Wille dort, wo die entscheidenden Hebel liegen. Wer ständig von gleichen 
Lebensverhältnissen redet, muss endlich anerkennen, dass es in Ballungs-
räumen andere Regeln braucht.
Wir reden seit Jahrzehnten über Bodenrecht – schon Hans-Jochen Vogel 
hat das klar benannt. Wir reden über das Abschöpfen leistungsloser Ge-
winne – das steht sogar in der Bayerischen Verfassung. Aber niemand 
hatte bisher den Mut, daraus ernsthafte Politik zu machen.
Wohnen ist kein Luxus und keine Ware wie jede andere. Wohnen ist ein 
Grundrecht. Deshalb: Mir glangts a – mit dem politischen Wegducken. Die 
Städte gehen an ihre Grenzen. Jetzt erwarte ich, dass Bund und Freistaat 
endlich liefern: mit wirksamen Mietdeckeln, geschlossenen Schlupflöchern 
und den finanziellen Mitteln, die wir brauchen. Alles andere verstehen die 
Menschen zu Recht als Ignoranz gegenüber ihrer Lebensrealität. 
In einem Schreiben an Bundeskanzler Friedrich Merz habe ich die Bundes-
regierung heute erneut aufgefordert, endlich zu handeln. In einem 10-Punk-
te-Plan habe ich die wichtigsten Forderungen benannt, wie beispielsweise:
	- eine grundlegende Reform des Mietspiegels – alle Mieten müssen ein-
bezogen werden

	- Kappungsgrenze per Gesetz bei 10 Prozent in drei Jahren einheitlich fest-
zulegen

	- Indexmieten müssen grundsätzlich ausgeschlossen werden.
Ich würde mich freuen, wenn der Bundeskanzler den Brief zum Anlass 
nehmen würde und auch sagt: Mir glangt’s a! Oder auch: Mir reicht‘s!“
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Das Schreiben an Bundeskanzler Merz hat folgenden Wortlaut:
„Als Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München wende ich mich 
heute mit einem dringenden Appell an Sie.
Die Situation auf den Wohnungsmärkten in den deutschen Ballungsräumen 
spitzt sich seit Jahren weiter zu. Diese Entwicklung gefährdet das soziale 
Gefüge in unseren Städten. Wohnen wird zum Luxusgut – mit gravieren-
den Folgen für den sozialen Zusammenhalt. In München haben wir mittler-
weile einen Punkt erreicht, an dem selbst Menschen mit mittleren Einkom-
men kaum noch eine bezahlbare Wohnung finden. Langjährige Mieterinnen 
und Mieter leben in ständiger Sorge vor Verdrängung.
Besonders betroffen sind jene, die Tag für Tag den Betrieb unseres Ge-
meinwesens am Laufen halten: Beschäftigte im öffentlichen Nahverkehr, in 
der Pflege, bei Polizei und Feuerwehr sowie viele andere Berufsgruppen. 
Sie alle müssen sich das Leben in der Stadt auch leisten können. 
Die Kommunen unternehmen große Anstrengungen, um dieser Entwick-
lung entgegenzuwirken. München hat beispielsweise das größte kommu-
nale Wohnungsbauprogramm der Republik, insgesamt 36 Erhaltungssat-
zungsgebiete mit über 200.000 Wohnungen, einen seit 2019 geltenden 
Mietenstopp für die über 70.000 städtischen Wohnungen und wir nutzen 
das Zweckentfremdungsrecht konsequent, um gegen Leerstand vorzuge-
hen.
Doch das reicht leider bei weitem nicht. Ohne einen klaren und konse-
quenten bundesgesetzlichen Rahmen kämpfen wir auf verlorenem Posten. 
In den vergangenen zwölf Jahren meiner Amtszeit habe ich mich wieder-
holt an die Verantwortlichen auf Bundesebene gewandt. Die Kernbotschaft 
war stets dieselbe: Mit kommunalen Mitteln allein lässt sich die Mietpreis-
spirale nicht stoppen. Das Mietrecht ist in erster Linie Bundesrecht – und 
genau dort liegt der entscheidende Hebel!
Vor diesem Hintergrund ist eine grundlegende Reform der gesetzlichen 
Regelungen auf Bundesebene dringend erforderlich, flankiert durch ent-
sprechende Nachschärfung auf Landesebene. 
Ich erkenne durchaus an, dass aktuelle Gesetzesinitiativen Schritte in die 
richtige Richtung darstellen. Doch wir sind noch weit von einem ausrei-
chenden Schutz entfernt. Es braucht einen großen, mutigen Wurf.
In der beigefügten Anlage finden Sie die aus Sicht der Kommunen drän-
gendsten Maßnahmen, die schnell und wirksam Entlastung schaffen könn-
ten. Allen voran genannt sei hier die Absenkung der Kappungsgrenze in an-
gespannten Wohnungsmärkten auf maximal zehn Prozent, ein generelles 
Verbot von Indexmietverträgen in Ballungsräumen sowie die Möglichkeit, 
sämtliche Bestandsmieten in den Mietspiegel einzubeziehen.
Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, wir dürfen keine Zeit mehr verlieren. 
Ein Zuwarten auf Empfehlungen von Expertenkommissionen können sich 
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weder die Mieterinnen und Mieter noch die von der Mietpreisdynamik be-
troffenen Städte und Gemeinden leisten. Die Menschen in München und 
in vielen anderen Ballungsräumen unseres Landes erwarten von der Bun-
desregierung schnelle und mutige Schritte zur Sicherung des Grundrechts 
auf Wohnen.“

Forderungen der Landeshauptstadt München an den Bundesgesetz-
geber für mehr Mieterschutz

1. Absenkung der Kappungsgrenze auf 10 Prozent
In angespannten Wohnungsmärkten ist die aktuelle Kappungsgrenze von 
15 Prozent noch immer zu hoch. Dadurch ist ein Automatismus vorgege-
ben, der die Mieten immer weiter steigen lässt. Das führt zur Verdrängung 
von Menschen, die sich diese Mieten nicht mehr leisten können. Wer Im-
mobilien in attraktiven Großstädten besitzt, profitiert von enormen Wert- 
steigerungen, die maßgeblich durch öffentliche Investitionen in Infrastruk-
tur, ÖPNV und Kultur finanziert werden. Es ist nur gerecht, wenn dieser 
Wertzuwachs nicht einseitig zu Lasten der Mieterschaft geht.
->	Wir fordern eine Absenkung auf maximal 10 Prozent innerhalb von 

drei Jahren!

2. Stopp der Preisspirale bei Indexmieten
Indexmieten haben sich von einem Nischenmodell zur Inflationsfalle ent-
wickelt. Gilt die Mietpreisbremse hier zumindest bei Vertragsabschluss, 
kann bereits nach einem Jahr mittels Indexmietvereinbarung die von der 
Mietpreisbremse festgelegte Grenze – 10 % über der ortsüblichen Miete – 
erheblich überschritten werden. Das Einfließen sehr hoher Indexmieten in 
den Mietspiegel verstärkt die Mietpreisdynamik. 
->	Wir fordern ein generelles Verbot von Indexmietverträgen in Ballungs-

räumen, mindestens aber eine Begrenzung auf maximal 10 % über 
der ortsüblichen Vergleichsmiete während der gesamten Laufzeit!

3. Reform des Mietspiegels: Transparenz statt Erhöhungsautomatik
Der Mietspiegel darf kein reiner „Erhöhungsspiegel“ sein. Die derzeitigen 
rechtlichen Rahmenbedingungen sind unzureichend und verwehren den 
Kommunen damit die Chance auf ein wirkungsvolles Instrument in der 
kommunalen Mietenpolitik.
->	Wir fordern die Einbeziehung aller Bestandsmieten, auch der geför-

derten Wohnungen!
Um die reale Mietsituation abzubilden, müssen künftig sämtliche Be-
standsmieten einfließen, nicht nur die neuen oder geänderten der letzten 
sechs Jahre. 
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->	Wir fordern den Ausschluss unzulässig überhöhter Mieten! 
Mieten, die gegen die Mietpreisbremse verstoßen, dürfen den Miet-
spiegel nicht länger künstlich aufblähen.

4. Nachschärfen der Mietpreisbremse und Lückenschluss
Die Verlängerung der Mietpreisbremse bis 31.12.2029 war notwendig. 
Damit ist es aber noch lange nicht getan. Die aktuelle Regelung enthält zu 
viele Schlupflöcher, die eine wirksame Regulierung verhindern.
-> Wir fordern eine Überarbeitung der Neubau-Regelung!
Wohnungen, die nach dem 1.10.2014 erstmals genutzt und vermietet wer-
den, sind nicht von der Mietpreisbremse betroffen. Das gilt nicht nur für 
die erste, sondern auch für alle späteren Vermietungen. Eine Ausnahme 
für „Neubau“ soll gelten dürfen, aber dann bitte für echten Neubau. Die 
Ausnahme für Neubauten darf nicht zum dauerhaften Freibrief für Höchst-
mieten werden.
->	Wir fordern eine Streichung der Ausnahmeregelung für Kurzzeitver-

mietungen!
Die Umgehung der Mietpreisbremse durch Kurzzeitvermietung aufgrund 
der Ausnahme für den „vorübergehenden Gebrauch“ muss gestoppt wer-
den. Die Ausnahmeregelungen sind ersatzlos zu streichen. Es ergibt kei-
nen Sinn, ein wirkungsvolles Instrument des Mieterschutzes auszuhebeln, 
nur weil die Wohnung befristet vermietet wird.

5. Regulierung für möblierte Wohnungen
Mieterinnen und Mieter müssen erkennen können, wieviel sie für die Woh-
nungseinrichtung bezahlen und ob die geforderte Miete sich noch im zu-
lässigen Rahmen bewegt. Sonst läuft die Mietpreisbremse bei möbliertem 
Wohnraum ins Leere. 
->	Wir fordern eine gesetzliche Regulierung für möblierte Wohnungen! 

Wir brauchen dringend eine Pflicht zur Ausweisung des Möblierungszu-
schlags im Mietvertrag. Weiter muss auch der Umfang des Zuschlags 
gesetzlich verbindlich geregelt werden. 

6. Begrenzung der Modernisierungsmieterhöhungen
Die Einführung einer Kappungsgrenze für Modernisierungsmieterhöhun-
gen seit dem 1.1.2019 hat dazu beigetragen, dass die schlimmsten Formen 
von Entmietungen durch umfangreiche Modernisierungen unterbunden 
werden konnten. Es ist jedoch nicht einzusehen, dass Mieterhöhungen 
aufgrund der Modernisierungsumlage ohne zeitliche Grenze auf die Miete-
rinnen und Mieter umgelegt werden dürfen. 
->	Wir fordern eine zeitliche Begrenzung der Modernisierungsumlage! 

Haben sich die aufgewendeten Kosten für die Modernisierungsmaß-
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nahme durch die von den Mieterinnen und Mietern bezahlte Umlage 
nach einer bestimmten Zeit für die Eigentümer amortisiert, muss die 
Umlage wieder entfallen.

7. Wiederherstellung des kommunalen Vorkaufsrechts
Seit dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts aus dem Jahr 2021 fehlt 
den Kommunen eines der wichtigsten Werkzeuge zum Erhalt der sozia-
len Durchmischung. Die Ausübung von Vorkaufsrechten ist aktuell nur für 
sogenannte „Schrottimmobilien“ in Erhaltungssatzungsgebieten möglich. 
Damit hat die Erhaltungssatzung ihr wichtigstes Instrument verloren.
->	Wir fordern die Wiederherstellung des Vorkaufsrechts in Erhaltungs-

satzungsgebieten in vollem Umfang, inklusive des Rechts, Abwen-
dungserklärungen zu verlangen!

->	Wir fordern darüber hinaus die rechtliche Möglichkeit, das Vorkaufs-
recht auf das gesamte Stadtgebiet auszuweiten!

8. Erleichterung beim Erlass von Erhaltungssatzungen
Die bürokratischen Hürden für den Erlass von Erhaltungssatzungen sind 
aktuell zu hoch. Wir brauchen einfachere Verfahren, um Quartiere präventiv 
vor Luxussanierungen und Verdrängung zu schützen.
->	Wir fordern die Senkung rechtlicher Hürden zur Schaffung von Erhal-

tungssatzungsgebieten!
->	Wir fordern die rechtssichere Stärkung und Ergänzung hin zu einem 

Milieuschutz, der unabhängig von städtebaulichen Kriterien ist!

9. Stärkung des Mieterschutzes: Reform des § 5 Wirtschaftsstrafgesetz 
(WiStG)
Die rechtliche Anforderung für Mieterinnen und Mieter, einen Nachweis 
einer „Ausnutzung eines geringen Angebots an vergleichbaren Räumen“ 
zu erbringen, ist sehr hoch, schreckt ab und macht § 5 WiStG zu einem 
stumpfen Schwert, wo ein Abwehrrecht geboten wäre.
Das subjektive Tatbestandsmerkmal „Ausnutzung des geringen Angebots“ 
ist zu streichen.
->	Wir fordern eine Reform von § 5 des Wirtschaftsstrafgesetzes 

(WiStG) zum Schutz der Mieterinnen und Mieter! 

10. Steuerliche Belohnung für faire Mieten und Gemeinwohlorientie-
rung
Wir fordern die Einführung gezielter steuerlicher Anreize für private Ver-
mieterinnen und Vermieter, die sich ihrer sozialen Verantwortung bewusst 
sind. Wer auf maximale Rendite verzichtet und so den sozialen Frieden in 
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unseren Städten sichert, darf vom Staat nicht länger steuerlich gleichge-
stellt werden mit denjenigen, die die Preisspirale antreiben.
->	Steuerfreiheit für Gemeinwohl-Mieten: Angelehnt an das Konzept der 

Gemeinwohlorientierung müssen Mieteinnahmen dann komplett steu-
erfrei gestellt werden, wenn die verlangte Miete dauerhaft mindestens 
15 % unter der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt. Nur durch ein 
solches Belohnungssystem schaffen wir einen echten ökonomischen 
Anreiz für den Erhalt bezahlbaren Wohnraums im privaten Bestand. 

Welcome Center: KVR eröffnet Anlaufstelle für Neumünchner*innen
(5.2.2026) Das Kreisverwaltungsreferat eröffnet das neue Welcome Center 
in der Ruppertstraße 11. In den kommenden Wochen haben Institutionen 
und Unternehmen die Möglichkeit, die Räume zu besichtigen, das Konzept 
kennenzulernen und Feedback zum Angebot zu geben. Der Stadtrat hatte 
die Einrichtung des Welcome Centers Ende 2024 einstimmig im Kreisver-
waltungsausschuss beschlossen. 

Testeten im neuen Welcome Center das IT-Angebot (v.l.): Tobias Schalkhaußer von Brainlab, 
Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller und Bürgermeister Dominik Krause. 
(Foto: KVR)

Beratungsangebot für Fachkräfte
Das Welcome Center übernimmt eine Lotsenfunktion und bietet insbe-
sondere Fachkräften, die neu in München sind, eine Orientierung über die 
Angebote der Stadt. Erste Auskünfte können während der Öffnungszeiten 
ohne Termin am Infoschalter eingeholt werden. Hier erfahren Neumünch-
ner*innen beispielsweise, wie die Kitaanmeldung funktioniert und wo sie 
ihren Aufenthaltstitel beantragen können. Die vertiefte Beratung überneh-
men Kooperationspartner*innen wie das Integrationsberatungszentrum, 
die Münchner Volkshochschule, amiga, das Goethe-Institut, die Anerken-
nungsstelle für ausländische Qualifikation und verschiedene Migrationsbe-
ratungsstellen. Dafür stehen ihnen im neuen Welcome Center Beratungs-
plätze zur Verfügung.
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Digitale Teilhabe und Veranstaltungen
Im Bereich der digitalen Teilhabe finden Besucher*innen kostenlose Ar-
beitsplätze, um städtische Dienstleistungen online zu beantragen. Wer bis-
her noch keine Erfahrungen mit Online-Anträgen hat, erhält beim Ausfüllen 
Unterstützung von den Mitarbeitenden. Außerhalb der Öffnungszeiten 
stellt das Welcome Center Informationen über die Integreat-App bereit, 
die ebenfalls städtische Dienstleistungen erklärt und den Zugang für Neu-
münchner*innen erleichtert.
Geplant sind außerdem kostenlose Veranstaltungen und Vorträge zu ver-
schiedenen Themen rund um die Migration und Integration von Fachkräf-
ten. Dazu unterstützen unter anderem die Verwaltungslotsin aus dem 
Gewerbeamt und der Manager Nachhaltigkeit & Innovation des KVR das 
Welcome Center.
Bürgermeister Dominik Krause: „Für München sind internationale Fach-
kräfte und Studierende aus aller Welt ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Das 
Welcome Center ist also auch Wirtschaftsförderung – und Ausdruck des 
weltoffenen Klimas in dieser Stadt, das wir bewusst unterstützen. Das 
Welcome Center trägt seine wichtigste Aufgabe im Namen: Die Men-
schen, die neu nach München zugewandert sind, sollen sich willkommen 
fühlen! Wir wollen ihnen das Ankommen erleichtern – von den richtigen 
Papieren über den Sprachkurs bis zum Kitaplatz.“
Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller: „Ich freue mich, dass 
wir neuen Bürger*innen mit dem Welcome Center einen Überblick über 
die vielfältigen Angebote der Landeshauptstadt geben können. Damit wird 
das Kreisverwaltungsreferat einmal mehr zu einer Willkommensbehörde. 
Besonders danke ich dem Stadtrat, dass wir trotz schwieriger Haushalts-
lage in die digitale Teilhabe investieren. Online-Anträge ersparen unseren 
Kund*innen persönliche Vorsprachen, geben ihnen in immer mehr Berei-
chen die Möglichkeit, den Bearbeitungsstand ihres Anliegens zu verfolgen, 
und entlasten die Mitarbeitenden.“
Dr. Christian Scharpf, Referent für Arbeit und Wirtschaft: „Willkommen, 
Fachkräfte! Das neue Welcome Center München ist eine zentrale An-
laufstelle für alle, die neu in München ankommen und Unterstützung bei 
ihrem Start in der Landeshauptstadt wünschen. Damit ist es auch ein 
Angebot für Unternehmen: als Entlastung, als Orientierung, als verlässli-
cher Knotenpunkt. Es trägt dazu bei, dass Unternehmen und neue Mitar-
beitende sich schneller zurechtfinden und dass gute Integration nicht an 
Unklarheiten im Prozess scheitert. Hier setzt das Referat für Arbeit und 
Wirtschaft auf eine starke Partnerschaft mit dem Kreisverwaltungsreferat, 
weil Fachkräftesicherung nur dann wirklich funktioniert, wenn die Ange-
bote – von internationaler Ansprache, Vorintegration und Orientierung – in-
einandergreifen.“
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Tobias Schalkhaußer, Brainlab: „Für international ausgerichtete Unter-
nehmen wie Brainlab sind hochqualifizierte Fachkräfte aus aller Welt ein 
entscheidender Erfolgsfaktor. Das Welcome Center leistet hier einen wich-
tigen Beitrag, indem es Orientierung gibt, Hürden abbaut und den Einstieg 
in der Stadt spürbar erleichtert. Wenn neue Kolleginnen und Kollegen von 
Anfang an gut begleitet werden, stärkt das nicht nur ihre persönliche Inte-
gration, sondern auch den Wirtschaftsstandort insgesamt.“

Stadt stärkt Kindergesundheit durch Prävention in Kitas
(5.2.2026) Die Stadt München geht in ihren Kindertageseinrichtungen mit 
dem Papilio-Programm neue Wege im Bereich der frühkindlichen Gesund-
heitsförderung und Prävention. Pädagogische Fach- und Ergänzungskräfte 
werden gezielt in der Förderung sozial-emotionaler Kompetenzen geschult. 
Papilio stärkt Kinder darin, mit Emotionen umzugehen, Konflikte gewaltfrei 
zu lösen und ein positives Selbstbild zu entwickeln. So wirkt das Programm 
präventiv im Hinblick auf psychische Belastungen und Verhaltensprobleme, 
stärkt Resilienz und legt die Grundlage für ein gesundes Aufwachsen. Bür-
germeisterin Verena Dietl hat das Präventionsprojekt „Papilio in Kinderta-
geseinrichtungen“ jetzt offiziell gestartet.
Bürgermeisterin Verena Dietl: „Die frühe Entwicklungsphase ist von zent-
raler Bedeutung für die Entfaltung sozialer und emotionaler Kompetenzen. 
Durch die gezielte Stärkung dieser Fähigkeiten können Verhaltensauffällig-
keiten und psychische Probleme frühzeitig erkannt und verhindert werden. 
Wir sind uns der hohen Arbeitsbelastung unserer Kita-Teams bewusst 
und möchten die Arbeitsbedingungen in den Einrichtungen nachhaltig 
verbessern. Durch die Teilnahme am Papilio-Programm erhalten unsere 
Fachkräfte praxisnahe Unterstützung und Orientierung, um den Kita-Alltag 
gesundheitsförderlich zu gestalten, Stress vorzubeugen und Kinder in ihrer 
Vielfalt bestmöglich zu unterstützen. So entsteht ein inklusives, wertschät-
zendes Umfeld, das Gesundheit, Teilhabe und Entwicklung gleichermaßen 
fördert.“
Das Programm ist ein Kooperationsprojekt von Gesundheitsreferat und Re-
ferat für Bildung und Sport.
Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek: „Wir haben gemeinsam mit dem 
RBS ein Modellprojekt entwickelt, das zunächst in Berg am Laim, Trude-
ring-Riem, Ramersdorf-Perlach und Aubing-Lochhausen-Langwied um-
gesetzt wird. Bis zu 60 Kita-Kräfte werden vom Projektträger, der Papilio 
gGmbH, geschult, um gezielt Kinder in schwierigen Lebenslagen zu unter-
stützen, ihre Gesundheit zu fördern und einen Beitrag für mehr Gesund-
heitsgerechtigkeit zu leisten.“
Stadtschulrat Florian Kraus: „Kinder sind für unsere Gesellschaft das 
Wichtigste, deren Gesundheit steht für uns absolut im Vordergrund. Daher 
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freuen wir uns sehr, dass über das Programm jetzt acht Trainer*innen aus-
gebildet werden und direkt in den Kitas wirken können.“
Die BARMER Krankenkasse unterstützt und fördert das Vorhaben in Mün-
chen im Rahmen des Präventionsgesetzes über die nächsten zwei Jahre.
Alfred Kindshofer, Landesgeschäftsführer der BARMER in Bayern: „Es ist 
wichtig, so früh wie möglich die psychosoziale Gesundheit der Kinder zu 
fördern. Mit den Papilio-Programmen erreichen wir Kinder bereits im ers-
ten Lebensjahr. Ziel ist es, dass zukünftig alle Kinder in München davon 
profitieren können und die Chance bekommen, gesund aufwachsen zu 
können.“
Weitere Informationen zur Papilio gGmbH und den verschiedenen Pro-
grammen unter www.papilio.de.

Starteten das Präventionsprojekt „Papilio für Kitas“ (v.l.): Alfred Kindshofer, Landesge-
schäftsführer der Barmer, Bürgermeisterin Verena Dietl und Frederike Guggemos, Papilio 
gGmbH. (Foto: Michael Nagy/Presseamt)

„Projekt Care International 2026“ begrüßt neue Fachkräfte
(5.2.2026) Internationale Pflegekräfte aus der Türkei beginnen derzeit ihren 
beruflichen Weg in München und werden schrittweise auf eine Tätigkeit 
als Pflegefachkräfte in Einrichtungen der Behindertenhilfe vorbereitet. Um 
diese neuen Fachkräfte zu begrüßen, findet am Dienstag, 10. Februar, um 
14 Uhr im Referat für Arbeit und Wirtschaft, Herzog-Wilhelm-Straße 15, 
eine Willkommens-Veranstaltung statt.
Wie bereits im Jahr 2025 sind auch dieses Jahr alle Teilnehmer*innen Ab-
solvent*innen der Atatürk-Universität Erzurum und engagieren sich aktuell 
im Europäischen Freiwilligendienst. Sie durchlaufen in den kommenden 
Monaten fachliche Module, Sprachqualifizierung und eine enge Begleitung 
mit dem Ziel des planbaren Übergangs in qualifizierte Beschäftigung in 
München.
Vorgestellt wird bei diesem Termin zudem die neue Plattform „souljobs. 
de“, die vielfältige Einstiegsmöglichkeiten in der Behindertenhilfe sichtbar 
macht. Die Veranstaltung wird mit Grußworten von Dr. Christian Scharpf, 

http://www.papilio.de
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Referent für Arbeit und Wirtschaft, sowie Kreisverwaltungsreferentin Dr. 
Hanna Sammüller eröffnet.
Dr. Christian Scharpf, Referent für Arbeit und Wirtschaft: „In der Arbeit mit 
behinderten Menschen braucht man nicht nur die entsprechende Ausbil-
dung, sondern auch Herz und Leidenschaft. Gemeinsam mit dem Kreis-
verwaltungsreferat haben wir nach einer möglichst unbürokratischen und 
schnell umsetzbaren Lösung gesucht und sie in der gezielten Anwerbung 
ausländischer Fachkräfte gefunden.“
Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller ist ebenfalls überzeugt 
von Care International: „Auch in diesem Jahr ist es uns gemeinsam mit 
dem Referat für Arbeit und Wirtschaft wieder gelungen, engagierte Pflege-
fachkräfte aus der Türkei zu gewinnen. Sie helfen uns, die Personalsituation 
in der Behindertenhilfe nachhaltig zu verbessern.“
Care International ist ein Teilprojekt des Trägerverbunds Personalsituation 
Behindertenhilfe, wird vom Münchner Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsprogramm (MBQ) koordiniert und gefördert. Das Projekt steht für 
eine faire, nachhaltige, kommunal gesteuerte Fachkräftegewinnung. Die 
Heimaufsicht im Kreisverwaltungsreferat unterstützt das Projekt beratend. 
Die Veranstaltung ist barrierefrei zu erreichen.
(Siehe auch unter Terminhinweise)

Neues Informations-Portal für Engagement und Ehrenamt
(5.2.2026) Für bürgerschaftlich Engagierte und ehrenamtlich Aktive, Verant-
wortliche in Vereinen und Initiativen sowie Münchnerinnen und Münchner 
auf der Suche nach einem passenden Engagement gibt es jetzt online 
unter https://engagiert.muenchen.de ein neues Informations-Angebot der 
Stadt. Es ist angelegt als Lotse in die vielfältigen Münchner und überre-
gionalen Unterstützungsstrukturen. Die Bandbreite des Engagements in 
München und die zahlreichen Angebote zu Beratung, Fortbildung und För-
derung werden damit zugänglicher als bisher abgebildet.

Fälligkeit der Grundsteuer und Gewerbesteuer-Vorauszahlungen
(5.2.2026) Die Stadtkämmerei erinnert alle Steuerpflichtigen an die Fällig-
keit der Grundsteuer und Gewerbesteuer-Vorauszahlungen für das I. Quar-
tal 2026, die bis spätestens Montag, 16. Februar, zu entrichten sind. Durch 
rechtzeitiges Begleichen der Forderungen werden Säumniszuschläge, 
Mahngebühren und Kosten für weitere Maßnahmen vermieden. Bei ei-
genen Einzahlungen oder Überweisungen wird gebeten, unbedingt die 
im letzten Bescheid aufgeführte 13-stellige Kassenkonto-Nummer bezie-
hungsweise Vertragsgegenstands-Nummer anzugeben.
Alternativ kann der Stadtkasse auch ein SEPA-Lastschriftmandat zur Abbu-
chung erteilt werden. Die Teilnahme am SEPA-Lastschriftverfahren erspart 

https://engagiert.muenchen.de
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den Zahlungspflichtigen die Terminüberwachung und erleichtert den Zah-
lungsverkehr. Unter www.muenchen.de/sepa kann ein SEPA-Lastschrift-
mandat auch online erteilt werden.
Die Stadt München bedankt sich bereits an dieser Stelle für eine pünktli-
che Zahlung, die hilft, die vielfältigen Aufgaben zum Wohl der Münchner 
Bürgerinnen und Bürger auch weiterhin erfüllen zu können.
Konten der Stadtkämmerei bei Geldinstituten in München
Kontoinhaberin: Landeshauptstadt München
	- Stadtsparkasse München 
IBAN: DE86 7015 0000 0000 2030 00 
BIC: SSKMDEMMXXX

	- HypoVereinsbank München 
IBAN: DE34 7002 0270 0000 0813 00 
BIC: HYVEDEMMXXX

Bauzentrum: Online-Infoabend „Die Münchner Wärmeplanung“
(5.2.2026) Das Bauzentrum München lädt am Dienstag, 10. Februar, 18 
Uhr, ein zum kostenfreien Online-Infoabend „Die Münchner Wärmepla-
nung – Basiswissen und aktuelle Entwicklungen“. Eine Anmeldung ist er-
forderlich unter https://t1p.de/u3gxo. 
Mit dem Wärmeplanungsgesetz wurden die bundesweiten Grundlagen für 
eine flächendeckende kommunale Wärmeplanung geschaffen und die Wei-
chen für eine treibhausgasneutrale Wärmeversorgung bis 2045 gestellt. 
Mit dem vollständigen Inkrafttreten der Regelungen Mitte 2026 gewinnt 
die kommunale Wärmeplanung weiter an Bedeutung. Ulrike Huber vom 
Referat für Klima- und Umweltschutz gibt einen Einblick in den aktuellen 
Stand und die Neuerungen der Münchner Wärmeplanung. Ein besonderer 
Fokus liegt auf der Nutzung des Kartenmaterials im Münchner Geoportal. 
Die Teilnehmenden erfahren, wie die Karten aufgebaut sind, wie mit ihnen 
gearbeitet werden kann und welche Erkenntnisse sich daraus für die ei-
gene Wärmeversorgung ziehen lassen.
Weitere Infos unter muenchen.de/bauzentrum und veranstaltungen. 
muenchen.de/bauzentrum.

http://www.muenchen.de/sepa
https://t1p.de/u3gxo
http://muenchen.de/bauzentrum
http://veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum
http://veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 5. Februar 2026

Interaktives Stadtratshearing „Migration bewegt München“
Antrag Stadtrats-Mitglieder Nimet Gökmenoğlu, Ursula Harper, Gunda 
Krauss, Sofie Langmeier, Clara Nitsche, Angelika Pilz-Straßer und Andreas 
Voßeler (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) vom 18.3.2025

Konzept zur Kühlung der Sendlinger Straße 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Ulrike Grimm, Dr. Michael Haberland, Hans-Pe-
ter Mehling, Manuel Pretzl und Sebastian Schall (Stadtratsfraktion der CSU 
mit FREIE WÄHLER) vom 18.7.2025

Leerstand im Wohnblock Schaidlerstr., Rupert-Mayer-Straße, Wolfrats-
hausenerstr.
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas 
Lechner und Brigitte Wolf (Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion vom 
12.11.2025
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Interaktives Stadtratshearing „Migration bewegt München“
Antrag Stadtrats-Mitglieder Nimet Gökmenoğlu, Ursula Harper, Gunda 
Krauss, Sofie Langmeier, Clara Nitsche, Angelika Pilz-Straßer und Andreas 
Voßeler (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) vom 18.3.2025

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. 
In Ihrem oben genannten Antrag fordern Sie ein interaktives Stadtrats-
hearing „Migration bewegt München“ (Ressourcen und Bedarfe von 
Migrant*innen-Selbstorganisationen). Sie beantragen die Durchführung 
eines Stadtratshearings mit zahlreichen Akteur*innen und mehreren 
Bausteinen, wie einem Markt der Möglichkeiten, wissenschaftlichen 
Fachvorträgen und interaktiven Elementen zur Vernetzung. Ziel ist es, her-
auszustellen, wie wichtig das Wirken der Münchner*innen mit Migrations-
geschichte für unsere Stadt ist, Migrant*innen-Organisationen zu empo-
wern und Wege zu ebnen, um echte Teilhabe zu ermöglichen. 

In diesem Themenfeld gibt es bereits jetzt eine Vielzahl von Maßnahmen, 
Projekten und Aktivitäten, die u.a. von der Stadtverwaltung im Rahmen der 
laufenden Verwaltung verantwortet bzw. bezuschusst werden. Diese un-
terstützen und empowern Migrant*innenorganisationen und leisten einen 
wichtigen Beitrag für ihre Vernetzung. Somit kommt die Stadtverwaltung 
dem Inhalt Ihres Antrags bereits nach. 

Ich erlaube mir daher Ihren Antrag mittels Brief zu beantworten. Gerne 
gibt das Sozialreferat einen Überblick über die wesentlichen Aspekte der 
Förderung und Sichtbarmachung von Migrant*innen bzw. der Selbstorgani-
sationen. 

Ihr Antrag vom 18.3.2025 führt maßgebliche Aspekte auf, die die Bedeu-
tung von Migrant*innenselbstorganisationen (MSO) in verschiedenen Fel-
dern zum Ausdruck bringen. Hierzu kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Die Gesamtzahl von MSOs in München ist leider nicht bekannt. Auf 
Bundesebene geht der Sachverständigenrat für Integration und Migra-
tion in seinem Jahresgutachten 2021 (S. 61) von ca. 12.400 – 14.300 
Migrant*innenorganisationen bundesweit aus. Auch ohne offizielle Zahlen 
für München ist aufgrund des hohen Anteils der Münchner*innen, die 
außerhalb des Bundesgebietes geboren sind (ca. 33%), und/oder die mit 
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einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit in München (ca. 30%) leben, 
und aufgrund der zahlreichen Kontakte, die u.a. das Sozialreferat mit MSOs 
hat, klar erkennbar, dass es in München eine sehr große Anzahl von MSOs 
gibt. In der Datenbank des Selbsthilfezentrums sind allein über 250 MSOs 
aufgeführt. 

In MSOs werden Aktivitäten in Feldern wie Bildung, Kunst und Kultur, 
Sprache, Sport, Kinder- und Jugendarbeit für bestimmte Zielgruppen ange-
boten. In MSOs wird beraten und es wird sich untereinander vernetzt. 
Um dieses Engagement zu fördern, zu vernetzten und mit einer Regel-
struktur zu unterstützen, hat das Sozialreferat vor über 10 Jahren die Bil-
dung der Dachorganisation Netzwerk MORGEN mit angestoßen und unter-
stützt es im Rahmen der Zuschussförderung. Allein über 100 MSOs sind 
Mitglied im Netzwerk MORGEN. 

MSOs sind aktiver Teil der Münchner Gesellschaft und gestalten diese 
mit. Neben „traditionellen“ MSO gibt es auch zunehmend postmigran-
tische Organisationen (Neue Deutsche Organisationen), die weniger die 
gemeinsame Migrationserfahrung als die gemeinsame Verortung in einer 
von Migration geprägten Stadt und den Anspruch auf Anerkennung und 
gleichberechtigte Teilhabe zum Thema haben (s. Jahresgutachten 2021 des 
Sachverständigenrat für Integration und Migration (S. 62)).  

Die Landeshauptstadt München hat sich mit der Beschlussfassung des 
Interkulturellen Integrationskonzepts im Jahr 2008 zu dem zentralen Ziel 
verpflichtet, gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen, Vielfalt wertzu-
schätzen und zu fördern, und die vorhandenen Potentiale in den Blick zu 
nehmen. Diesen Ansatz greift auch die Begründung Ihres Antrags auf.

Unter anderem diese Aspekte leiten das Sozialreferat/die Stadtverwaltung 
im Feld der Unterstützung von MSOs. Sie sind aber nicht nur hier, sondern 
auch in der gesamten Stadtverwaltung zu berücksichtigende Grundsätze. 

Die Stadtverwaltung und der Stadtrat von München setzen sich seit lan-
gem dafür ein, dass Angebote, die das Engagement von Selbsthilfegrup-
pen und von migrantischen Initiativen unterstützen, entwickelt und bereit-
gestellt werden. Durch ihre vielfältigen Aktivitäten und Initiativen tragen 
sie dazu bei, eine inklusive und solidarische Gesellschaft zu gestalten.

Im Folgenden werden einige der Angebote und Veranstaltungen aufge-
zählt, die im Rahmen von bestehenden Angeboten organisiert werden, um 
die Integration und Sichtbarkeit von Migrant*innen zu fördern:
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	- 	Im Kulturreferat gibt es verschiedene Instrumente der Förderung von 
Projekten und Veranstaltungen migrantisch geprägter Kulturvereine und 
Kulturprojekten der postmigrantischen Szene. So gibt es eine eigenen 
Förderschiene für Projekte und Vorhaben im Interkulturellen Bereich, in 
der laufend unterjährig Anträge gestellt werden können. Institutionelle 
Förderungen von Kulturorten, wie dem Import-Export im Kreativquartier, 
das durch sein transnationales Musikprogramm für viele unterschiedliche 
migrantische Communities ein wichtiger Treffpunkt geworden ist. Die 
regelmäßige Förderung des AusARTen Festivals mit einem Programm, 
das sich mit relevanten kulturellen Themen der Migrationsgesellschaft 
auseinandersetzt. Die institutionelle Förderung der Tolstoi-Bibliothek, der 
es gelungen ist, auch für die Ukrainische Community in München ein Ort 
der Begegnung und des Austausches zu werden.

	- 	Das Netzwerk MORGEN, bietet dazu ein umfassendes Angebot expli-
zit für migrantische Organisationen.Durch kulturelle Veranstaltungen, 
Bildungsangebote und Informationsplattformen wird nicht nur das Be-
wusstsein für die Bedürfnisse und die Ressourcen der migrantischen 
Gemeinschaften gestärkt, sondern auch der soziale Zusammenhalt in 
der Stadt gefördert. Das Kulturfestival von Netzwerk MORGEN feiert die 
Vielfalt der Kulturen in München, es fand dieses Jahr am 6.7.2025 statt. 
Es bietet eine Plattform für migrantische Künstler*innen. Das Festival 
fördert den interkulturellen Austausch und trägt dazu bei, das Verständnis 
für die verschiedenen Kulturen in der Stadt zu stärken. Der Tag der Mut-
tersprache findet jährlich statt, um die Bedeutung der sprachlichen Viel-
falt zu würdigen und die Bedeutung der Erstsprache für die Identität und 
Kultur der Migrant*innen hervorzuheben.

	- 	Am 6.9.2025 veranstaltete das Netzwerk zur Veranstaltungsreihe „Mün-
chen Global Engagiert“, zu dem neben dem Referat für Bildung und 
Sport, dem Referat für Arbeit und Wirtschaft und dem Sozialreferat auch 
zivilgesellschaftliche Organisationen wie MORGEN e.V. gehören, eine 
Podiumsdiskussion mit dem Titel „München und der Sommer der Migra-
tion: 10 Jahre danach – wo stehen wir und wie geht’s weiter?“ im Belle-
vue di Monaco. Die Diskussion möchte dabei dezidiert die migrantischen 
Perspektiven auf die vergangenen 10 Jahre in den Vordergrund stellen. 
Die Reihe behandelt regelmäßig Themen zu Migration. Die Veranstal-
tungen können auf dem YouTube-Kanal des RBS nachgesehen werden: 
https://www.youtube.com/playlist?list=PLV3fJPEttF538ddQDWKF80Ay-
TThA24YOe 

https://www.youtube.com/playlist?list=PLV3fJPEttF538ddQDWKF80AyTThA24YOe
https://www.youtube.com/playlist?list=PLV3fJPEttF538ddQDWKF80AyTThA24YOe
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	- 	Das Pädagogische Institut – Zentrum für Kommunales Bildungsmanage-
ment (PIZKB) plant für Mai 2026 eine Fachveranstaltung unter dem Titel 
„Bildung gemeinsam gestalten – Stärkung der Bildungsbeteiligung zu-
gewanderter Familien“, um dezidiert die Perspektiven von Familien mit 
Zuwanderungsgeschichte in den Vordergrund zu stellen und so zur Stär-
kung der Erziehungs- und Bildungspartnerschaft von Familie und Schule 
beizutragen.

	- 	In der täglichen Seminar- und Fortbildungsarbeit der Politischen Bildung 
im Pädagogischen Institut – Zentrum für Kommunales Bildungsma-
nagement kommen diskriminierungs- und rassismuskritische Ansätze 
auf dem Weg zu einer vielfaltsbewussten Pädagogik zum Tragen. In den 
letzten Jahren haben dahingehend auch Menschen aus Kontexten von 
Migrant*innen-Selbstorganisationen Bildungsangebote für das PIZKB 
(sowohl für Lehrkräfte als auch für Schüler*innen) erstellt und in Koope-
ration mit dem PIZKB realisiert. Ihre Expertisen und Erfahrungen mit 
Institutionen und Strukturen sind für die pädagogische und gesellschafts-
politische Vermittlungsarbeit wertvoll. Allerdings sind die Kapazitäten 
und Ressourcen von Menschen aus Migrant*innen-Selbstorganisationen 
oftmals auch limitiert; Doppelbelastungen aufgrund mehrerer Tätigkeiten 
sind immer wieder auch ein Teil der Realität und schränken den Einsatz 
für Schularbeit mitunter (bedauerlicherweise) ein. 

	- 	Am 19.10.2025 fand die Kooperationsbörse statt, bei der sich zahlreiche 
Organisationen präsentieren, die Dienstleistungen in den Bereichen Bil-
dung, Arbeit, Gesundheit und soziale Integration anbieten. Die Messe 
fördert den Austausch zwischen Migrant*innen und den verschiedenen 
Anbietern und Institutionen in der Stadt.

	- 	Die Lokalen Bildungsberater*innen der städtischen BildungsLokale des 
Referat für Bildung und Sport (RBS) beteiligen sich seit Jahren aktiv an 
der „Infobörse für Frauen* aus aller Welt“, organisiert vom münchner 
frauenforum, einer Einrichtung des Vereins für Fraueninteressen e.V. mit 
Unterstützung der Gleichstellungsstelle für Frauen, des Sozialreferats 
und des Migrationsbeirates der Landeshauptstadt München und präsen-
tieren sich hier als offene, bürgernahe Anlaufstelle (mit inzwischen neun 
Münchner Standorten) nicht nur für Frauen mit Migrationsgeschichte. 
Die BildungsLokale unterstützen bei Spracherwerb, geben Orientierung 
und informieren zu allen bildungsrelevanten Themen in einfacher Sprache 
oder auch in mehrsprachigen Angebotsformaten.
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	- 	Mit der vom Sozialreferat geförderten Raumbörse GOROD wurde seit 
2012 ein Angebot für die prekäre Raumsituation der Initiativen entwi-
ckelt und ausgeweitet. Diese bietet mittlerweile über 90 Initiativen ein 
kostenfreies Raumangebot sowie Möglichkeiten zur Vernetzung. Auch 
bei diesem Projekt soll der Austausch und das „Sichtbar werden“ der 
Gruppen unterstützt werden, so dass erstmalig 2024 ein GET TOGETHER 
stattfand. Dabei wurde u.a. ein kurzer Film präsentiert, den einige der 
Akteure zur Dokumentation des Engagements migrantischer Vereine und 
Gruppen im letzten Jahr für den Stadtrat erstellt hatten.

	- 	Die Fachstelle Bürgerschaftliches Engagement im Direktorium arbeitet 
derzeit an einem neuen Internetauftritt zum Thema Bürgerschaftliches 
Engagement. Dieser soll zielgruppenorientiert und möglichst niedrig-
schwellig gestaltet werden, um den Zugang zu Informationen zu erleich-
tern – insbesondere dazu, wo und wie man sich ehrenamtlich engagieren 
kann.

	- 	Die kostenfreie Fortbildungsreihe „Aus der Praxis für die Praxis“ ist ein 
Angebot vom Referat für Arbeit und Wirtschaft und bietet maßgeschnei-
derte Beratung und Schulungen speziell für Unternehmer*innen mit 
Migrationshintergrund. Bei den Veranstaltungen werden Expertinnen und 
Experten eingeladen, die praxisorientierte Vorträge zu relevanten Themen 
des Unternehmensalltags halten. Im Anschluss besteht die Möglichkeit, 
in den Austausch und die Diskussion zu gehen sowie sich mit anderen 
Unternehmer*innen vor Ort zu vernetzen.

	- 	BEST – Bilde, Entwickle und Stärke Dein Talent.  
Das Projekt „BEST“ von MORGEN e.V. wird durch das Referat für Arbeit 
und Wirtschaft im Rahmen des Münchner Beschäftigungs- und Qua-
lifizierungsprogramms (MBQ) kofinanziert. Es stärkt Bezugspersonen 
junger Menschen aus (post-) migrantischen Communities in ihrer Rolle 
beim Übergang von Schule in Ausbildung, darunter Eltern, Vereinsaktive 
und Lehrkräfte. Durch Schulungen und Informationsangebote sollen sie 
als Multiplikator*innen befähigt werden, Jugendliche diskriminierungs-
sensibel zu beraten und zu begleiten. Ein Beispiel für die Umsetzung war 
die gemeinsame Auftaktveranstaltung am 16. Januar 2025 mit über 100 
Teilnehmenden aus Stadtverwaltung, Kammern, Agentur für Arbeit, Com-
munities und Bildungsinstitutionen. Im Mittelpunkt standen Austausch-
formate zu gelingender Elternarbeit, Zusammenarbeit auf Augenhöhe 
und Zugängen in Ausbildung. Das Projekt ist Teil eines bundesweiten Ver-
bundvorhabens und wird zusätzlich durch den Europäischen Sozialfonds 
Plus (ESF Plus) gefördert.
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	- 	Ausbildungsmessen 
Die „LastMinit“-Ausbildungsmesse fand am 13.9.2025 statt, die „First-
Minit“- und die „Pflege-Ausbildungsmesse“ folgen im Frühjahr 2026. 
Alle drei Messen werden vom Referat für Arbeit und Wirtschaft in Ko-
operation mit dem Migrationsbeirat organisiert, um gezielt auch Jugend-
liche aus Migrant*innen-Selbstorganisationen anzusprechen. Während 
die „LastMinit“-Messe Jugendlichen kurz vor Ausbildungsbeginn die 
Chance bietet, offene Ausbildungsplätze direkt zu besetzen, ermöglichen 
die „FirstMinit“- und „Pflege“-Messen frühzeitige Orientierung, direkte 
Bewerbungsgespräche mit Betrieben sowie Beratungsangebote durch 
Kammern und Arbeitsagentur, jeweils vor Ort und persönlich.

Ferner haben alle Vereine und Selbsthilfeinitiativen die Möglichkeit sich am 
Selbsthilfetag, der Münchner Freiwilligen Messe, bei Stadtteilmessen oder 
dem digitalen Marktplatz des Selbsthilfezentrums (SHZ) zu informieren und 
ihre Arbeit darzustellen und sich zu vernetzen.

Die Begründung des Antrags fordert darüber hinaus auf, positive Geschich-
ten zu erzählen und die Bedeutung der Münchner*innen mit Migrationsge-
schichte für diese Stadt sichtbar zu machen bzw. deren Potenziale zur Mit-
wirkung an der Lösung gesellschaftlicher Herausforderungen zu aktivieren. 
Exemplarisch sei hierfür erwähnt: 
	- 	Die im Jahr 2024 gelaufene, öffentlichkeitswirksame Kampagne #nurge-
meinsam (https://www.muenchen.de/jobs/nurgemeinsam-kampagne- 
offene-gesellschaft) betont, wie selbstverständlich und systemrelevant 
Beschäftigte mit eigener oder familiärer Migrationsgeschichte für das 
Funktionieren der Münchner Stadtverwaltung sind. Der Anteil der Be-
schäftigten mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit steigt seit Jahren und 
liegt aktuell bei 16% (bei einem Bevölkerungsanteil von ca. 36% (nicht-
deutsche Bevölkerung im Alter von 18 – 64 Jahren)).

	- 	Auch ein exemplarischer Blick in die Wirkungsanalyse der Interkulturellen 
Altenhilfe und Langzeitpflege (Zeitraum 2014 - 2024) zeigt die enorme 
Bedeutung von Beschäftigten mit eigener oder familiärer Migrations-
geschichte: Für den Arbeitsmarkt im Feld Pflege in München gilt schon 
heute: 77,1% der beruflich Pflegenden haben einen Migrationshinter-
grund. Auch 66% der Beschäftigten bei der Münchenstift haben eine 
nichtdeutsche Staatsangehörigkeit. Bei der München Klinik arbeiteten 
Ende 2024 über 2.750 Personen mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit.  

	- 	In der Metropolregion München (München und Umland) wurden im Jahr 
2023 22% aller Gewerbeanmeldungen (13.100) durch Gründer*innen mit 

https://www.muenchen.de/jobs/nurgemeinsam-kampagne-offene-gesellschaft
https://www.muenchen.de/jobs/nurgemeinsam-kampagne-offene-gesellschaft
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nichtdeutscher Staatsangehörigkeit durchgeführt.  

	- 	„Bildung im Quartier“ des RBS leistet mit den BildungsLokalen bzw. 
dem Lokalen/Mobilen Bildungsmanagement einen wichtigen Beitrag zur 
Sichtbarkeit und Förderung der migrationsgesellschaftlichen Diversität 
unserer Stadt. Ein wichtiger Schwerpunkt liegt auf dem Empowerment 
von Personen mit Migrationshintergrund, z.B. durch Förderung des bür-
gerschaftlichen Engagements vor Ort. Personen mit und ohne Zuwan-
derungsgeschichte engagieren sich in vielfältigen Handlungsfeldern (Kin-
derbetreuung, Unterstützung beim Sprachcafé oder in der Lernwerkstatt, 
Lernhilfe, Computertraining, Bewerbungshilfe u.v.m.) und werden von 
den Mitarbeiter*innen der BildungsLokale regelmäßig begleitet und qua-
lifiziert. Bürgerschaftlich Engagierte übernehmen dabei Vorbildfunktion 
und sammeln wertvolle Erfahrungen, welche oftmals in berufliche Tätig-
keiten münden.

	- 	Mit dem PhönixPreis ehrt die Stadt München Unternehmer*innen mit 
Migrationsgeschichte und würdigt ihre herausragenden wirtschaftlichen 
Leistungen. Die Auszeichnung wird alle zwei Jahre an Unternehmer*in-
nen mit Migrationshintergrund aus verschiedenen Branchen vergeben 
und basiert auf drei Kriterien: Unternehmensentwicklung, Schaffung und 
Sicherung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen sowie Vielfalt innerhalb 
der Unternehmen. Berücksichtigt werden dabei folgende Kategorien: 
Gründungsunternehmen, Kleinunternehmen, etablierte Unternehmen so-
wie Firmen mit besonderer Unternehmensgeschichte. Der PhönixPreis 
stärkt die Sichtbarkeit der Unternehmen und zeigt, dass die Preisträ-
ger*innen eine Vorbildfunktion in der Stadtgesellschaft einnehmen. Or-
ganisiert wird der PhönixPreis vom Referat für Arbeit und Wirtschaft der 
Landeshauptstadt München.

Der Stadtverwaltung ist es ein großes Anliegen, dass Unterstützungsan-
gebote aufgegriffen und bedarfsgerecht angepasst werden können. Doch 
bedarf es dazu personeller und finanzieller Ressourcen. Dies ist aktuell 
aufgrund der schwierigen Haushaltslage der Landeshauptstadt München 
nicht möglich. 
Die oberste Priorität hat derzeit die Sicherung und der Erhalt der bestehen-
den Angebote und ein schonender Umgang mit Ressourcen sowohl der 
Verwaltung als auch der genannten Träger.
Auch handelt es sich um einen kontinuierlichen, längerfristigen Prozess, 
dem eine einmalige Veranstaltung nicht gerecht werden würde.
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Daher wird empfohlen, das Thema Engagement und Ressourcen im Kon-
text der migrantischen Organisationen in München stärker in die bereits 
bestehenden Angebote zu integrieren und die Vernetzung dieser Organisa-
tionen zu fördern, um die Sichtbarkeit und die Anliegen der Migrant*innen 
weiterhin zu fördern. Denn die Regelangebote haben den Auftrag, zu-
gänglich zu sein für alle, und zwar auch unabhängig von Geburtsort, Na-
tionalität, Religion oder Weltanschauung und Geschlecht. Auch das ist im 
Interkulturellen Integrationskonzept aus dem Jahr 2008 als Grundsatz be-
reits formuliert. Nach wie vor ist es eine herausfordernde Aufgabe, dieses 
flächendeckend umzusetzen.

Der Fachbeirat BE nahm mit Schreiben vom 13.11.2025 zu den Ausführun-
gen des Sozialreferats wie folgt Stellung:
„Der Fachbeirat dankt dem Sozialreferat für den differenzierten Überblick 
über die bestehenden Angebote. Es wird deutlich, wie umfangreich und 
vielfältig die Maßnahmen in diesem Bereich sind. Unter anderem durch 
ein Hintergrundgespräch mit der städtischen Verwaltung wurde klar, dass 
am ursprünglich gewünschten Format eines Hearings und Fachtags nicht 
festgehalten werden kann. Dadurch kann das Hauptziel – die Sichtbarma-
chung, Anerkennung und Weiterentwicklung des umfangreichen Beitrages 
migrantischen Engagements – nicht erreicht werden.
Der Fachbeirat BE sieht, dass dieses Ziel durch die bestehenden Angebote 
aber auch nicht im ausreichenden Maße verwirklicht wird. Wir plädieren 
daher dafür, in Zusammenarbeit mit den betroffenen Organisationen (Mi-
grationsbeirat, MORGEN e.V., FöBE und Selbsthilfezentrum München) 
und mit Unterstützung durch die betroffenen Referate der Stadt, in 2026 
ein alternatives Veranstaltungsformat zu entwickeln und umzusetzen. 
Besonders wichtig wäre, dass die Stadt München und ihre gewählten 
Vertreter*innen an der Veranstaltung teilnehmen und zur Bekanntmachung 
der Inhalte beitragen.“

Hierzu nimmt das Sozialreferat wie folgt Stellung:
Das Sozialreferat hat in diesem Schreiben das umfangreiche Feld mit den 
zahlreichen Aktivitäten beschrieben, an denen verschiedene Referate 
der Landeshauptstadt München beteiligt sind. Mehrere Veranstaltungen 
wurden durchgeführt, die oft von der Stadtgesellschaft und auch von 
Stadtratsmitgliedern besucht worden sind. Das vom Fachbeirat in seiner 
Stellungnahme empfohlene Vorgehen, ein eigenes Veranstaltungsformat 
(unter Beteiligung der Stadtverwaltung) zu entwickeln und durchzuführen, 
kann vom Sozialreferat 2026 schon aufgrund der personellen Situation lei-
der nicht begleitet und aufgrund der finanziellen Situation leider auch nicht 
zusätzlich finanziert werden. Auch wurde der Stadtrat bereits 2023 mit 
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dem Bericht des Fachbeirates über das Engagement und die Bedarfe von 
migrantischen Organisationen informiert. 

Es bleibt eine wichtige Aufgabe aller Akteur*innen dieser Gesellschaft, die 
große Bedeutung, die Menschen mit Migrationsgeschichte für München 
haben, anzuerkennen und wertzuschätzen. Sie haben einen Anteil von fast 
50% der Bevölkerung und sind selbstverständlicher Teil dieser Stadt. Diese 
Bedeutung gilt es innerhalb und außerhalb der Stadtverwaltung zu betonen 
und eine gleichberechtigte Teilhabe in allen gesellschaftlichen Bereichen 
und auf allen Ebenen anzustreben. 

Dieses Antwortschreiben wurde durch die Gleichstellungsstelle, das Re-
ferat für Arbeit und Wirtschaft, das Kulturreferat/Abteilung 3 Kulturelle 
Bildung, Internationales, Urbane Kulturen, das Direktorium/Fachstelle für 
Bürgerschaftliches Engagement und das Referat für Bildung und Sport mit-
gezeichnet.

Ich hoffe, auf Ihr Anliegen hinreichend eingegangen zu sein. Ich gehe da-
von aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Konzept zur Kühlung der Sendlinger Straße 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Ulrike Grimm, Dr. Michael Haberland, Hans-Pe-
ter Mehling, Manuel Pretzl und Sebastian Schall (Stadtratsfraktion der CSU 
mit FREIE WÄHLER) vom 18.7.2025

Antwort Baureferentin Dr.-Ing. Jeanne Marie Ehbauer:

Sie haben am 18.7.2025 Folgendes beantragt:
„Die Stadtverwaltung der Landeshauptstadt München (LHM) wird aufge-
fordert, baldmöglich ein Konzept vorzulegen, wie die Sendlinger Straße im 
Sommer, und insbesondere an Hitzetagen, besser gekühlt werden kann, 
so dass die dortige Aufenthaltsqualität steigt.“
In der Begründung wird Folgendes ausgeführt:
„An Hitzetagen heizen sich stark versiegelte Plätze und Straßen, die über 
wenige schattenspendende Bäume und keine blaue Infrastruktur verfügen, 
sehr stark auf. Die Sendlinger Straße ist seit ihrem Umbau zur Fußgänger-
zone bedauerlicherweise ein solcher Fall. Die wenigen Bäume, die dort 
gepflanzt wurden, reichen zur Kühlung nicht aus.
Die Stadtratsfraktion CSU mit Freie Wähler hat in der Vergangenheit immer 
wieder Vorschläge gemacht, wie die Situation an solchen Stellen verbes-
sert werden kann, u.a. über gespannte Sonnensegel, Kletterpflanzen-Ge-
rüste oder Sprühnebelsäulen.
All diese Vorschläge wurden aus verschiedensten Gründen abgelehnt. Des-
halb wird die Verwaltung nun aufgefordert, eigene Vorschläge in diesem 
Bereich zu machen.“

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlauben wir uns, Ihren Antrag mit 
Schreiben zu beantworten.

Dem Baureferat ist die klimaangepasste Gestaltung des öffentlichen 
Raums ein großes Anliegen. Beispielhaft erwähnt sei das mit Beschluss 
des Bauausschusses vom 5.12.2023 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 09855) 
beauftragte Baumpflanzprogramm gemäß den Vorschlägen aus den Be-
zirksausschüssen, das mit einem Finanzvolumen von rd. 52 Mio. Euro 
ca. 3.500 Baumpflanzungen im Stadtgebiet, u.a. auch in der Sendlinger 
Straße, vorsieht.

Mit der Umgestaltung der Sendlinger Straße in eine Fußgängerzone wur-
den acht große klimaresiliente Bäume gepflanzt, die zusammen mit den 
Pflanzgefäßen mit Großsträuchern ein beschattetes Verweilen auf den 
angebotenen Sitzgelegenheiten bieten. Außerdem stehen im Verlauf der 
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Sendlinger Straße zwischen Rindermarkt und Sendlinger-Tor-Platz drei Trink-
brunnen zur Erfrischung zur Verfügung. 

Die Möglichkeiten, technische Einrichtungen zur Verschattung und Küh-
lung wie Sonnensegel und Wassernebelspender im öffentlichen Raum zu 
installieren, wurden bereits in der Beschlussvorlage „Ausstattung der Fuß-
gängerzone und der Sommerstraßen“ vom 30.4.2024 (Sitzungsvorlage Nr. 
20-26/V 11934) behandelt.
In der Beschlussvorlage wurde dargestellt, dass insbesondere in den hoch-
verdichteten Innenstadtbereichen nur durch weitere Baumpflanzungen 
eine nachhaltige Verschattung und Kühlung an Hitzetagen erreicht werden 
kann.
Daher wurde das Baureferat mit diesem Beschluss beauftragt, eine ver-
tiefte Untersuchung für die Pflanzung von zusätzlichen Bäumen in den 
Fußgängerzonen der Altstadt zu erstellen und die Ergebnisse dem Stadtrat 
mit einem Vorschlag zur Umsetzung von Baumpflanzungen vorzulegen.

Die vertiefte Untersuchung hat ergeben, dass in der Sendlinger Straße 20 
neue Bäume gepflanzt werden können. Im Vorgriff auf diese Baumpflan-
zungen wurden Ende August an den zukünftigen Baumstandorten Pflanz-
gefäße mit Großsträuchern aufgestellt. 

Das Baureferat wird dem Stadtrat 2026 eine Beschlussvorlage mit dem 
Ergebnis der Untersuchung und einem Vorschlag zum weiteren Vorgehen 
vorlegen, der auch die Sendlinger Straße beinhalten wird.

Das Referat für Arbeit und Wirtschaft hat dieses Antwortschreiben mitge-
zeichnet und weist dabei auf die Durchführung von Veranstaltungen und 
die intensive Einbindung der zahlreichen Gewerbetreibenden bei geplanten 
Baumpflanzungen in der Fußgängerzone hin. Dies wird vom Baureferat be-
rücksichtigt.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass der Antrag damit abschließend behandelt ist.
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Leerstand im Wohnblock Schaidlerstr., Rupert-Mayer-Straße, Wolfrats-
hausenerstr.
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas 
Lechner und Brigitte Wolf (Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion vom 
12.11.2025

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

Ich nehme Bezug auf die Zwischenmitteilung des Sozialreferates vom 
18.11.2025. Aufgrund der hohen Arbeitsbelastung war eine Beantwortung 
innerhalb der geforderten Frist leider nicht zu bewerkstelligen. Für die ge-
währte Verlängerung der Frist für die Beantwortung Ihrer Anfrage bedanke 
ich mich.

Zu Ihrer Anfrage vom 12.11.2025 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des 
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:
Wurde der beschriebene Leerstand über den städtischen Leerstandsmel-
der angezeigt? Welche Kenntnisse hat die Stadt München über den beste-
henden Leerstand? Wie hat sich dieser entwickelt?

Antwort:
Der Leerstand wurde nicht über die städtische Meldeplattform angezeigt. 
Vielmehr wurde am 23.10.2023 ein Zweckentfremdungsantrag auf Ab-
bruch durch die Eigentümerin gestellt.
Die Stadtverwaltung, Sozialreferat, Amt für Wohnen und Migration, ist 
seither in ständigem Austausch mit der Eigentümerin und wird von dieser 
regelmäßig und umfänglich über den Planungsfortschritt informiert.
Bei Baumaßnahmen dieser Art und dieses Umfanges ist eine gewisse 
Vorlaufzeit erforderlich. Dazu gehört auch, dass freiwerdende Wohnungen 
nicht nachbesetzt werden, um eine Umsetzung der Mieterschaft innerhalb 
der Wohnanlage in sozialverträglichem Stil ermöglichen zu können. Das So-
zialreferat begrüßt diese Vorgehensweise ausdrücklich.

Frage 2:
Ist die Stadt dem Leerstand nachgegangen? Welche Maßnahmen hat die 
Stadt bisher ergriffen, um den Leerstand zu beenden? Falls keine Maßnah-
men ergriffen wurden, weshalb nicht?

Antwort:
Siehe Antwort zu Frage 1
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Frage 3:
Liegt für den Wohnblock ein gültiger Bauantrag vor und wann wurde dieser 
genehmigt? Welche Maßnahmen beinhaltet ein solcher Bauantrag? 
Wurde für das Objekt eine Abrissgenehmigung beantragt und genehmigt?

Antwort:
Für den Wohnblock Schaidlerstr. 1-7 wurde am 26.11.2024 ein gültiger Bau-
antrag gestellt. Die Baugenehmigung wurde mit Bescheid vom 24.10.2025 
erteilt.
Die Baugenehmigung lautet auf „Neubau eines Wohngebäudes mit 40 
Wohneinheiten, eines Hauses für Kinder und einer Tiefgarage mit Mobili-
tätskonzept“.
Für das Anwesen Schaidlerstr. 1-7 wurde am 20.10.2023 ein Antrag auf Ab-
bruch gestellt und mit Bescheid vom 20.11.2025 genehmigt. 
Die übrigen Wohnungen der gesamten Wohnanlage werden laut Auskunft 
der Eigentümerin saniert.

Frage 4:
Ist der Stadt bekannt, ob anstelle von günstigem Wohnraum teure Eigen-
tumswohnungen entstehen werden, die für den übergroßen Teil der Stadt-
gesellschaft nicht bezahlbar sind?

Antwort:
Laut Auskunft der Eigentümerin entstehen keine Eigentumswohnungen.

Ich hoffe Ihre Fragen ausreichend beantwortet zu haben und gehe davon 
aus, dass die Angelegenheit damit erledigt ist. 
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Anträge und Anfragen  
aus dem Stadtrat 
Donnerstag, 5. Februar 2026 

 
 

Förderung von Wohnungseigentumsbildung 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Andreas Babor, Delija Balidemaj, Alexandra  
Gaßmann, Hans Hammer, Heike Kainz, Winfried Kaum, Hans-Peter Mehling, 
Dr. Evelyne Menges, Manuel Pretzl, Alexander Reissl und Matthias Stadler 
(Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 

   
Erhöhung der Investitionen in den sozialen Wohnungsbau und Förde- 
rung von Jungem Wohnen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Delija Balidemaj, Alexandra Gaßmann, Heike  
Kainz, Winfried Kaum, Hans-Peter Mehling, Manuel Pretzl, Alexander Reissl 
und Matthias Stadler (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 

 
Förderung von Wohneigentumsbildung für Familien und Verbesserung 
der Wohnraumförderung 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Delija Balidemaj, Alexandra Gaßmann, Heike  
Kainz, Winfried Kaum, Hans-Peter Mehling, Manuel Pretzl, Alexander Reissl 
und Matthias Stadler (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 
 
Müll: Ein Ansprechpartner für alle(s)! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Leo Agerer, Sabine Bär, Alexandra Gaßmann,  
Ulrike Grimm, Hans Hammer, Hans-Peter Mehling und Manuel Pretzl  
(Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 

 
Aktionstag „Müll weg“ 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Leo Agerer, Alexandra Gaßmann, Ulrike Grimm, 
Hans-Peter Mehling und Manuel Pretzl (Stadtratsfraktion der CSU mit  
FREIE WÄHLER) 

 
Baustelleneinrichtungen unratsicher machen 
Antrag Stadträte Hans-Peter Mehling und Manuel Pretzl (Stadtratsfraktion  
der CSU mit FREIE WÄHLER) 

 
Versinkt Freiham im (Wertstoff)Müll? 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Andreas Babor, Alexandra Gaßmann, Nikolaus 
Gradl, Heike Kainz und Hans-Peter Mehling (Stadtratsfraktion der CSU mit 
FREIE WÄHLER) 



St
ad

tr
at

 

  

Impressum: Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Anträge und Anfragen liegt bei den 
jeweiligen Stadtratsmitgliedern. Alle: Rathaus, 80313 München; Druck: Stadtkanzlei 

Olympia: Öffentlichkeitsarbeit oder politische Werbung? 
Anfrage Stadtrat Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

 
Wohnen für Studierende 1: Ausbauprogramm „Studenti- 
sches Wohnen 2035“ – Schaffung von 10.000 zusätzlichen  
Wohnheimplätzen 
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) 

 
Wohnen für Studierende 2: Temporäres Sofortprogramm  
Studentisches Wohnen 2026 – 2030  
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) 

 
Wohnen für Studierende 3:  
Wohnungsbaupflicht bei Hochschulerweiterung – Koopera- 
tionsmodell „Hochschulen und Wohnen“ 
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) 

 
Stellplatzbedarf im Gewerbegebiet: Rechnen oder raten? 
Anfrage Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste)  
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Antrag 
 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 

05.02.2026 

 

 

Förderung von Wohnungseigentumsbildung 

 

Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird gebeten, im Rahmen der Fortschreibung 

des Programms „Wohnen in München“ Maßnahmen zur Wohnungseigentumsbildung mit 

aufzunehmen. Auch Modelle von Bauherrengemeinschaften sind neu aufzulegen. Diese sind bei 

der Vergabe von städtischen Grundstücken zu beachten.  

 

Begründung 

 

In den Wohnbauprogrammen München VI und VII sind Förderungen zur Bildung von 

Wohnungseigentum entfallen, diese sind wieder zu reaktivieren. Dabei sind auch 

Bauherrengemeinschaften zu fördern. Nicht nur genossenschaftlicher Wohnungsbau, sondern 

auch der eigentumsbildende Wohnungsbau wird wieder gefördert. 

Eigentumsbildung ist nach wie vor eine der sichersten Absicherungen im Alter.  

 

 

Manuel Pretzl (Initiative)    Heike Kainz   Alexander Reissl 

Fraktionsvorsitzender    Stadträtin   Stadtrat 

 

Matthias Stadler     Winfried Kaum  Dr. Evelyne Menges  

Stadtrat      Stadtrat    Stadträtin  

 

Delija Balidemaj    Andreas Babor   Hans Hammer  

Stadtrat      Stadtrat    Stadtrat  

 

Alexandra Gaßmann    Hans-Peter Mehling     

Stadträtin     Stadtrat 
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Antrag 
 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 

05.02.2026 

 

Erhöhung der Investitionen in den sozialen Wohnungsbau und Förderung von 

Jungem Wohnen 

 

Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München wird aufgefordert, über den Deutschen 

Städtetag die Ankündigung der Bundesregierung aus dem Koalitionsvertrag auf die Umsetzung 

von Maßnahmen die schrittweise Erhöhung der Investitionen in den sozialen Wohnungsbau 

sowie die gezielte Förderung von Jungem Wohnen und barrierefreiem, altersgerechtem 

Wohnraum in München zu unterstützen. 

 

Begründung 

 

Angesichts der steigenden Mietpreise und der wachsenden Nachfrage nach Wohnraum in 

München ist eine deutliche Erhöhung der Investitionen in den sozialen Wohnungsbau 

unerlässlich. Wir sehen die Notwendigkeit, dass die Mittel für den sozialen Wohnungsbau 

schrittweise erhöht werden, um den Bedürfnissen der Bevölkerung gerecht zu werden.  

Um den Wohnraumbedarf von jungen Menschen, insbesondere Auszubildenden und 

Studierenden, zu decken, sollen die Mittel für Junges Wohnen verdoppelt werden, um weiter 

kleinen Wohnraum und Wohngemeinschaften zu fördern. Dies ermöglicht eine schnellere und 

effektivere Schaffung von Wohnraum, der auf die Bedürfnisse dieser Zielgruppe zugeschnitten 

ist. 

Die Bereitstellung von Mitteln für barrierefreies und altersgerechtes Wohnen ist entscheidend, 

um die Lebensqualität älterer Menschen zu sichern und ihnen ein selbstbestimmtes Leben in 

der Gemeinschaft zu ermöglichen. Wir fordern, dass die Stadt entsprechende Mittel bereitstellt 

und Projekte zur Schaffung solchen Wohnraums priorisiert. 

Um die Umsetzung bewilligter Projekte zu beschleunigen, sollen die finanziellen Mittel, die für 

die Projekte benötigt werden, schnell und unkompliziert zur Verfügung gestellt werden.. Dies 

ist notwendig, um Verzögerungen zu vermeiden und die Planungssicherheit für Investoren und 

Wohnungsbaugesellschaften zu erhöhen.  
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Um den Wohnraum für Auszubildende und Studierende weiter zu sichern, fordern wir die 

Öffnung der Förderbestimmungen für den Belegungsankauf von Wohnraum für diese 

Zielgruppen. Dies stellt sicher, dass die „WG-Garantie“ erreicht wird und ausreichend 

Wohnraum zur Verfügung steht. 

 

Wir sehen die dringende Notwendigkeit, die Investitionen in den sozialen Wohnungsbau und 

die Förderung von Jungem Wohnen zu erhöhen, um den Herausforderungen des 

Wohnungsmarktes in München gerecht zu werden. 

 

 

Manuel Pretzl (Initiative)  Alexander Reissl   Heike Kainz 

Fraktionsvorsitzender   Stadtrat    Stadträtin 

 

Winfried Kaum    Matthias Stadler    Delija Balidemaj 

Stadtrat    Stadtrat    Stadtrat 

 

Alexandra Gaßmann   Hans-Peter Mehling 

Stadträtin    Stadtrat 
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Antrag 
 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 

05.02.2026 

 

Förderung von Wohneigentumsbildung für Familien und Verbesserung der 

Wohnraumförderung  

 

Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München wird aufgefordert, über den Deutschen 

Städtetag die Ankündigung der Bundesregierung aus dem Koalitionsvertrag auf die Umsetzung 

von Maßnahmen zur Förderung der Wohneigentumsbildung für Familien sowie zur 

Verbesserung der Neubauförderung und Sanierung bestehenden Wohnraums in München zu 

unterstützen.  

 

Begründung 

 

Angesichts der steigenden Immobilienpreise in München ist es für Familien zunehmend 

schwierig, Wohneigentum zu erwerben. Die Bundesregierung hat daher in ihrem 

Koalitionsvertrag angekündigt, eine „Starthilfe Wohneigentum“ zu schaffen, die steuerliche 

Erleichterungen und eigenkapitalersetzende Maßnahmen umfasst, sodass Familien ein 

erleichterter Erwerb von Eigentum ermöglicht wird. 

 

Die Schaffung neuen Wohnraums und die Sanierung Bestehender Wohnungen/vorhandener 

Wohnraumstrukturen sind wesentliche Maßnahmen zur Bekämpfung der Wohnungsnot in 

München. Dabei wird auch vorgeschlagen, die Förderprogramme der KfW zu vereinheitlichen 

und zu zwei zentralen Programmen zusammenzuführen: eines für den Neubau und eines für 

die Modernisierung. Diese Programme sollten einfach zugänglich und administrativ entlastend 

gestaltet werden. 

 

Zur Unterstützung von kommunalen Wohnungsbaugesellschaften und zur Förderung von 

privatem Kapital im Wohnungsbau kann die geplante Schaffung eines Investitionsfonds große 

Vorteile bringen. Dieser Fonds soll durch öffentliche Garantien (z.B. der KfW) gespeist werden, 

um die Finanzierungskosten zu senken und Anreize für klimafreundliches und kostengünstiges 

Bauen zu schaffen. 
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Damit die Expertise der Wohnungswirtschaft genutzt werden kann, sollte eine enge 

Kooperation mit dem Bund angestrebt werden. Ziel ist es, die günstigen 

Finanzierungskonditionen des Bundes zu nutzen, um in München eine Vielzahl von Wohnungen 

zu schaffen, die für unter 15 EUR pro Quadratmeter angeboten werden können. 

Die Fraktion der CSU mit den Freien Wählern ist überzeugt, dass die Förderung der 

Wohneigentumsbildung für Familien sowie die Verbesserung der Wohnraumförderung zentrale 

Elemente zur Lösung der Wohnungsproblematik in unserer Stadt sind.  

 

Manuel Pretzl (Initiative)  Alexander Reissl   Heike Kainz 

Fraktionsvorsitzender   Stadtrat    Stadträtin 

 

Winfried Kaum    Matthias Stadler    Delija Balidemaj 

Stadtrat    Stadtrat    Stadtrat 

 

Alexandra Gaßmann   Hans-Peter Mehling 

Stadträtin    Stadtrat 
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Antrag 
 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 

05.02.2026 

 

Müll: Ein Ansprechpartner für alle(s)! 

 

Die Landeshauptstadt München (LHM) prüft erneut, ob nicht durch die Umwidmung einer 

schon vorhandenen Stelle im Stellenplan der Stadtverwaltung ein Ansprechpartner eingerichtet 

werden kann, der sowohl stadtverwaltungsintern, vor allem aber im externen Kontakt mit den 

Münchner Bürgerinnen und Bürgern alle Anliegen koordiniert, die das Thema „Vermüllung“ und 

Verschmutzung in der Stadt betreffen. 

 

Begründung 

 

Am 10.04.2025 hat das Baureferat der LHM die Anfrage „Sauberkeit in der Stadt: ein 

Ansprechpartner für alle(s)“ vom 20.01.2025 der Stadtratsfraktion CSU mit Freie Wähler negativ 

beantwortet. Begründet wurde dies unter anderem mit der derzeitigen Haushaltslage, aber 

auch damit, dass es keinen Mehrwehrt für die Bürgerinnen und Bürger gebe. 

Aus eigener Erfahrung weiß der Antragsteller jedoch, dass es beim Thema Müll und Abfall 

durchaus immer wieder zu Behördenpingpong zwischen den unterschiedlichen zuständigen 

Referaten, Eigenbetrieben etc. kommt. Sobald diese Zuständigkeiten dann geklärt sind, kann 

den Bürgerinnen und Bürgern durch die kompetente Arbeit der Beschäftigten der 

Stadtverwaltung zumeist sehr schnell und tatkräftig geholfen werden. Um dieses 

„vorgeschaltete“ Pingpong zu beenden, wäre die zentrale Stelle ein Gewinn. 

Durch die Umwidmung einer schon vorhandenen Stelle ergebe sich auch kein weiterer 

Finanzbedarf. 

 

Manuel Pretzl (Initiative)  Hans Hammer   Alexandra Gaßmann 

Fraktionsvorsitzender   Stadtrat   Stadträtin 

 

Leo Agerer  Ulrike Grimm  Sabine Bär  Hans-Peter Mehling 

Stadtrat  Stadträtin  Stadträtin  Stadtrat 
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Antrag 
 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 

05.02.2026 

Aktionstag „Müll weg“ 

 

Die Landeshauptstadt München (LHM) führt einmal im Jahr einen groß angelegten, so 

genannten Aktionstag „Müll weg“ durch. Dabei werden an einem vorher unangekündigten Tag 

alle dafür geeigneten städtischen Beschäftigten im Außendienst (Kommunaler Außendienst, 

Grünanlagenaufsicht, sonstige Kontrolleure des Kreisverwaltungsreferates, ggf. die 

Naturschutzwacht) zusammengezogen, um in den städtischen Grünanlagen, auf Plätzen und 

Straßen gegen Müllsünderinnen und Müllsünder, d.h. Personen, die ihren Müll einfach auf den 

Boden werfen oder stehen lassen, vorzugehen. Dabei soll vor allem aufgeklärt werden; je nach 

Schwere des Vergehens oder Uneinsichtigkeit des Müllsünders sollen aber auch Verwarn- oder 

Bußgelder ausgesprochen werden. 

 

Begründung 

 

Trotz der schon vielfach durchgeführten Sensibilisierungs- und Bewusstseinskampagnen der 

LHM zur Müllvermeidung (u. a. „Rein. Und sauber.“, „Wahre Liebe ist. Deine Isar“ etc.) kommt 

es leider immer wieder dazu, dass Müllsünderinnen und Müllsünder ihren Abfall einfach 

wegwerfen oder stehen lassen. Das führt nicht nur zu unschönen Verunreinigungen im Stadtbild 

der LHM, sondern fördert, wenn es sich um Essensreste handelt, auch die Verbreitung von 

Ungeziefer und Ratten. 

Ein jährlicher Aktionstag führt dazu, dass dem Thema entsprechende Aufmerksamkeit, auch 

über den Tag an sich hinaus, gewidmet wird, insbesondere bei denjenigen Personen, die 

erwischt werden. Außerdem werden zumindest an diesem Datum auch einige 

Müllablagerungen auf Straßen, Plätzen und in Grünanlagen verhindert. 

 

Manuel Pretzl (Initiative)  Alexandra Gaßmann   Ulrike Grimm 

Fraktionsvorsitzender   Stadträtin    Stadträtin 

 

Leo Agerer    Hans-Peter Mehling 

Stadtrat    Stadtrat 
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Antrag 
 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 

05.02.2026 

 

Baustelleneinrichtungen unratsicher machen 

 

Die Landeshauptstadt München (LHM) achtet in Zukunft darauf, ihre eigenen 

Baustelleneinrichtungen und die der Stadtwerke München (SWM) in Zukunft besser gegen 

Müll- und Unratansammlungen zu sichern. Dazu sollen die Baustelleneinrichtungen künftig 

dauerhaft und auch im laufenden Betrieb so aufgebaut sein, dass, wo sinnvoll möglich, mit den 

Absperrschranken, Zäunen etc. nur noch gerade Linien und Kanten gebildet werden. Ecken, 

Einbuchtungen und Biegungen, die womöglich zudem nicht einsehbar sind, sind bestmöglich zu 

vermeiden. 

Bei der Genehmigung von privaten Baustelleneinrichtungen werden die Antragsteller ebenfalls 

drauf hingewiesen, so zu verfahren. 

Die Umsetzung dieser wenig komplizierten und einfach durchzuführenden Ergänzung zum 

bisherigen Vorgehen sollte ohne großen bürokratischen Mehraufwand möglich sein. 

 

Begründung 

 

Abgelegene Ecken und Biegungen bei weitläufigeren Baustelleneinrichtungen sind größere 

Sammelstellen von Müll und Unrat – entweder weil der Abfall durch den Wind dorthin gepustet 

und nicht entfernt wird oder, leider häufiger, weil solche Bereiche von Menschen genutzt 

werden, um ihren Müll zu entsorgen. Durch Baustellenzäune nicht einsehbare Ecken werden, 

insbesondere in den sozialen Brennpunkten der Stadt, von manchen Menschen 

bedauerlicherweise auch dazu genutzt, dort ihre Ausscheidungen zu hinterlassen. 

Das solche Bereiche auf die Passanten nicht gerade einladend oder sogar abschreckend wirken 

können, ist nicht von der Hand zu weisen. Eine dahingehend verbesserte Baustelleneinrichtung 

wäre dazu geeignet, das Problem zumindest anzugehen. 

 

 

Manuel Pretzl (Initiative)       Hans-Peter Mehling 

Fraktionsvorsitzender        Stadtrat 
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ANTRAG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 

              05.02.2026 

 

Versinkt Freiham im (Wertstoff)Müll? 

 

Der Abfallwirtschaftsbetrieb München (AWM) wird gebeten, umgehend mit der Firma 

Remondis eine Lösung für die überquellenden Unterflur-Wertstoffinseln in Freiham zu finden. 

Um schnell Abhilfe zu schaffen, sind die Ausleerungszyklen umgehend zu verkürzen. Sollten 

das Volumen für Kunststoffe/Metall/Blech zu klein bemessen sein, ist zu prüfen, ob nicht 

sinnvollerweise mindestens zwei Behälter für Plastik/Blech vorzusehen sind. Zudem ist an den 

Standorten auf alternative Wertstoffinseln (z.B. an der Aubinger Allee) hinzuweisen. 

 

Begründung 

 

Auf Anfrage der CSU-FW-Fraktion wurde am 22.01.2026 in der Rathaus Umschau mitgeteilt, 

dass nun ausreichend Wertstoffcontainer in Freiham (mit aktuell 9000 Einwohnern) 

vorhanden wären: „Im Neubaugebiet Freiham konnte Ende Oktober 2024 die erste 

Unterflurcontaineranlage für Wertstoffe (Glas- und Leichtverpackungen) in der Otto-

Meitinger-Straße eingerichtet werden. [...]”  

Leider sind bei den Unterflurcontainern neben der Sammelmöglichkeit für drei Farben von 

Glas (das weniger Volumen ausmacht) jeweils nur ein Container für Plastik und Metall-

Wertstoffe errichtet worden. Diese werden aber erfahrungsgemäß durch das Volumen der 

Plastikverpackungen am schnellsten befüllt. Darum sind an den regulären oberirdischen 

Wertstoffsammelinseln meist 2-3 Plastikcontainer aufgestellt. 

Die geringe Kapazität an den Unterflurcontainer-Standorten führt dazu, dass viele Mengen an 

Plastikmüll neben den überfüllten Wertstoffinseln landen und durch Wind oder Tiere sich in 

der Nachbarschaft verteilen. Auf telefonische Nachfrage kann einem der AWM nicht mitteilen, 

wann die Container geleert werden. Die Hotline von Remondis ist nicht erreichbar und die 

Zentrale in Berlin kann ebenfalls keine Auskunft zum Leerungsrhythmus oder -tag mitteilen.  

Wenn das Kommunalreferat es ernst meint, mit dem durch den Stadtrat gesetzten Zielen und 

dem OB 2020 proklamierten Ziel Zero Waste Stadt zu werden, dann sollten in einem 

Neubaugebiet bereits beim Einzug genügend Kapazitäten für Wertstoffsammlung vorhanden 
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sein. Bei den mittlerweile 9000 Bewohnern in dem neuen Stadtteil Freiham, werden die 

Gewohnheiten für Mülltrennung gerade in den ersten Wochen und Monaten nach dem Einzug 

geprägt. Das von uns wahrgenommen. Bild widerspricht den vom Stadtrat beschlossenen 

Zielen eklatant. 

 

 

Nikolaus Gradl (Initiative)  Andreas Babor  Alexandra Gaßmann 

Stadtrat    Stadtrat   Stadträtin 

 

Hans-Peter Mehling   Heike Kainz     

Stadtrat    Stadträtin 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: privat 

 



 

Fraktion Ökologisch-Demokratische Partei/München-Liste des Stadtrates 
der Landeshauptstadt München (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 
● E-Mail: oedp-ml-fraktion@muenchen.de  

● Telefon: 089 / 233 - 26922  

 
 
 
 
 
 
 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 05.02.2026 
Anfrage: 
Olympia: Öffentlichkeitsarbeit oder politische Werbung? 

Der Influencer Paul Bunne1, hat sich in einem unentgeltlichen Instagram-Beitrag positiv zur 
Münchner Olympiabewerbung geäußert. Sein Beitrag wurde jetzt von der Bayerischen 
Landeszentrale für neue Medien beanstandet, weil er nicht als politische Werbung 
gekennzeichnet gewesen sei.  

Interessant ist für die Landeshauptstadt München ist dieser Vorgang wegen der daraus 
folgenden grundsätzlichen rechtlichen Einordnung der Olympiabewerbung. Die 
Landeshauptstadt München hat nämlich in mehreren Stellungnahmen zur Kampagne 
„OlympiJa“ sowie zu begleitenden Maßnahmen (u. a. Fass-Fotopoint auf dem Oktoberfest) 
ausdrücklich erklärt, dass es sich hierbei nicht um politische Werbung, sondern um zulässige 
Öffentlichkeitsarbeit handle. 

Wenn Äußerungen zur Olympiabewerbung auf Instagram als politische Werbung gewertet 
werden, wirft dies die Frage auf, ob die Stadt München mit Umfang, Intensität und Form ihrer 
eigenen Kampagne die Grenzen zulässiger staatlicher Öffentlichkeitsarbeit überschritten 
haben könnte.  

Darum frage ich den Oberbürgermeister: 

1. Teilt die Landeshauptstadt München die rechtliche Bewertung, dass Äußerungen zur 
Olympiabewerbung als politische Werbung kennzeichnungspflichtig sind, wie dies im 
Fall des Influencers Paul Bunne angenommen wurde? 

2. Wenn die Landeshauptstadt München ihre Olympia-Kommunikation immer noch nicht 
als politische Werbung einstuft: 
Wie erklärt sie dann, dass unentgeltliche Meinungsäußerungen privater Personen zur 
selben Sache als politische Werbung behandelt werden? 

3. Nach welchen konkreten Kriterien unterscheidet die Landeshauptstadt München 
zwischen 
a) zulässiger städtischer Öffentlichkeitsarbeit, 
b) Werbung durch staatliche Stellen wie ein Staatsministerium und 
c) politischer Werbung privater Dritter zur Olympiabewerbung? 

4. Wird die Landeshauptstadt München aus diesem Vorgang für die Zukunft lernen und 
eine neutralere Position im Vorfeld von Bürgerentscheiden einnehmen? 

Initiative: 
Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender 

 
1 https://www.instagram.com/paulbunne?igsh=aWszd2E3bTlya2I4  

https://www.instagram.com/paulbunne?igsh=aWszd2E3bTlya2I4


 

 
 

Dirk Höpner (Stadtrat der München-Liste) 
Schneeglöckchenstr. 66f – 80995 München 

Mobil: 0171 8975697 – dirk.hoepner@muenchen-liste.de 

 
 
 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 05.02.2026 
 
Antrag Wohnen für Studierende 1: 

Ausbauprogramm „Studentisches Wohnen 2035“ – Schaffung von 10.000 zusätzlichen 
Wohnheimplätzen 

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit dem Studentenwerk München, dem 
Freistaat Bayern, städtischen Wohnungsbaugesellschaften sowie geeigneten privaten und 
genossenschaftlichen Partnern ein verbindliches Ausbauprogramm „Studentisches Wohnen 
2035“ zu erarbeiten. 

Dieses Programm soll insbesondere folgende Punkte umfassen: 

1. Zielsetzung 
Planung und Realisierung von mindestens 10.000 zusätzlichen Wohnheimplätzen für 
Studierende bis zum Jahr 2035. 

2. Baurechtliche Maßnahmen 

o Identifikation und Priorisierung geeigneter städtischer Grundstücke, insbesondere 
in Hochschulnähe und an ÖPNV-Achsen. 

o Prüfung einer baurechtlichen Privilegierung von studentischem Wohnen sowie die 
Schaffung vereinfachter Genehmigungsverfahren. 

o Entwicklung einer Quote für studentisches Wohnen in neu entstehenden 
Quartieren rund um Hochschulen und Forschungseinrichtungen. 

3. Kooperationen und Finanzierung 

o Abschluss von Erbbaurechtsmodellen für städtische Grundstücke mit 
Genossenschaften, Studierendenwohnheimträgern und sozialen Bauträgern. 

o Einbindung der städtischen Wohnungsbaugesellschaft in die Planung und den 
Bau von Studierendenwohnheimen. 

o Erarbeitung eines Finanzierungskonzepts unter Einbeziehung von 
Förderprogrammen des Freistaats, des Bundes sowie der KfW. 

o Verpflichtende Mietpreisbindungen, um dauerhaft bezahlbaren studentischen 
Wohnraum sicherzustellen. 

4. Innovative und serielle Bauweisen 

o Prüfung modularer und serieller Bauverfahren zur Kosten- und Zeitreduktion. 
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o Einsatz nachhaltiger Bauweisen (Holzbau, Energieeffizienz, geringe 
Betriebskosten). 

5. Zeitplan & Berichtspflichten 

o Erarbeitung eines verbindlichen Zeit- und Maßnahmenplans bis Mitte 2026. 

o Jährliche Berichterstattung an den Stadtrat über Fortschritte, Hindernisse und 
Anpassungsbedarfe. 

 

Begründung: 

Die Zahl der Studierenden in München ist in den letzten zwanzig Jahren von rund 90.000 auf 
bald 150.000 gestiegen. Das entspricht einem Wachstum von etwa 67 %. Jahr für Jahr 
kommen im Schnitt 3.000 Studierende hinzu. Diese Entwicklung wirkt sich stark auf die 
ohnehin angespannte Wohnraumsituation aus. 

Trotz dieser Dynamik ist die Gesamtzahl der verfügbaren Wohnheimplätze in München seit 
zwei Jahrzehnten nahezu unverändert und liegt weiterhin bei rund 10.000. Damit steht sie in 
keinem Verhältnis zur Nachfrage. 

Die Folge sind steigende Mieten, zunehmende Wohnungsnot und erhebliche Belastungen für 
Studierende sowie für den Münchner Wohnungsmarkt insgesamt. 

Um München auch künftig als attraktiven Hochschul- und Wissenschaftsstandort zu sichern, 
muss die Stadt strukturell und langfristig in den Ausbau studentischen Wohnraums 
investieren. Die Schaffung von 10.000 zusätzlichen Wohnheimplätzen bis 2035 ist eine 
realistische, aber ambitionierte Zielsetzung, die dem Wachstum der Studierendenzahlen 
gerecht wird. 

Die Stadt München besitzt entscheidende Hebel beim Baurecht, bei der 
Grundstücksbereitstellung und der Kooperation mit Trägern. Durch serielle Bauweisen, 
Erbbaurechtsmodelle, Fördermittel und klare Zuständigkeiten kann studentischer Wohnraum 
wirtschaftlich, nachhaltig und zeitnah realisiert werden. 

Mit dem Programm „Studentisches Wohnen 2035“ wird ein verbindlicher Rahmen 
geschaffen, um die Wohnraumsituation für Studierende spürbar und nachhaltig zu 
verbessern und den Hochschulstandort München langfristig zu stärken. 
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An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 05.02.2026 
 
Antrag Wohnen für Studierende 2: 

Temporäres Sofortprogramm Studentisches Wohnen 2026 – 2030 

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, ein Temporäres Sofortprogramm Studentisches 
Wohnen 2025–2030 zu entwickeln und umzusetzen, um kurzfristig zusätzlichen Wohnraum 
für Studierende bereitzustellen, bis neue Wohnheimplätze gebaut oder sanierte Plätze 
wieder verfügbar sind. 

Das Sofortprogramm soll insbesondere folgende Maßnahmen enthalten: 

1. Zwischennutzung leerstehender Gebäude 

▪ Systematische Erfassung leerstehender Büro- und Verwaltungsgebäude im gesamten 
Stadtgebiet. 

▪ Priorisierte Prüfung der Eignung zur kurzfristigen Umnutzung für studentisches Wohnen 
(baurechtlich, brandschutztechnisch, wirtschaftlich). 

▪ Abschluss befristeter Miet- oder Erbpachtverträge mit Eigentümern zur Zwischennutzung 
für 3–10 Jahre. 

▪ Umsetzung in Kooperation mit Studierendenwerk, Genossenschaften oder sozialen 
Trägern. 

2. Errichtung temporärer modularer Wohnanlagen 

▪ Identifikation städtischer und staatlicher Grundstücke, die sich für temporäre Modulbau-
Anlagen eignen. 

▪ Bau von hochwertigen, energieeffizienten, winterfesten modularen Wohneinheiten mit 
kurzen Bauzeiten (3 – 6 Monate). 

▪ Standardisierte Ausschreibungen zur Beschleunigung des Verfahrens. 

▪ Berücksichtigung sozialer Mietpreisbindungen. 

3. Nutzungspotenzial „Wohnen auf Zeit“ durch Kooperationen 

▪ Zusammenarbeit mit Unternehmen, die über saisonal leere Apartments verfügen (z. B. 
Ausbildungswohnanlagen, Gästehäuser). 
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▪ Ausbau des Modells „Wohnen für Hilfe“ in Kooperation mit Wohlfahrtsverbänden, 
Bezirksausschüssen und Senioreneinrichtungen. 

▪ Prüfung befristeter Nutzungsmodelle in neuen Stadtquartieren, die noch nicht vollständig 
bezogen sind. 

4. Finanzierungs- und Fördermodelle 

▪ Entwicklung eines städtischen Fördertopfes für Zwischennutzungen studentischen 
Wohnens. 

▪ Einsatz von Bundes- und Landesmitteln für modulare Bauweisen und Umbauprojekte. 

▪ Verbindliche Mietobergrenzen bei allen geförderten temporären Wohnformen. 

5. Berichtspflichten 

▪ Die Verwaltung legt dem Stadtrat jährlich einen Bericht über Fortschritte, Projekte, 
baurechtliche Hindernisse und geplante Maßnahmen vor. 

 

Begründung: 

Die Wohnraumsituation für Studierende in München ist akut angespannt. Der Bestand an 
Wohnheimplätzen stagniert seit zwei Jahrzehnten bei rund 10.000 Plätzen, während die Zahl 
der Studierenden im selben Zeitraum von etwa 90.000 auf bald 150.000 gestiegen ist.  

Hinzu kommt, dass rund 1.500 Wohnheimplätze seit Jahren unbewohnbar sind und saniert 
werden müssen. 

Selbst bei beschleunigtem Neubau und Sanierung wird die Schaffung ausreichender neuer 
Kapazitäten mehrere Jahre in Anspruch nehmen. Um bis dahin Abhilfe zu schaffen und die 
Situation für Studierende spürbar zu verbessern, sind temporäre, flexible und schnell 
umsetzbare Lösungen notwendig. 

Zwischennutzungen, modulare Bauweisen und Kooperationen ermöglichen kurzfristig 
hunderte bis tausende neue Wohnmöglichkeiten. Solche Modelle sind bereits in anderen 
deutschen und europäischen Großstädten erfolgreich im Einsatz und können in München mit 
überschaubarem Aufwand adaptiert werden. 

Ein strukturiertes Temporäres Sofortprogramm schafft Klarheit, reduziert die Wartezeiten für 
Studierende und entlastet den Münchner Wohnungsmarkt insgesamt. Gleichzeitig ergänzt es 
den langfristigen Ausbau studentischen Wohnraums und stärkt München als Hochschul- und 
Wissenschaftsstandort. 
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An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 05.02.2026 
 
Antrag Wohnen für Studierende 3:  

Wohnungsbaupflicht bei Hochschulerweiterung – Kooperationsmodell „Hochschulen 
und Wohnen“ 

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit den Münchner Hochschulen, dem 
Studierendenwerk, dem Freistaat Bayern sowie den städtischen Wohnungsbaugesell-
schaften ein verbindliches Kooperationsmodell „Hochschulen und Wohnen“ zu entwickeln, 
um die Hochschulen aktiver in die Wohnraumentwicklung für Studierende einzubinden. 

Das Modell soll insbesondere folgende Punkte enthalten: 

1. Verpflichtende Wohnraumkonzepte bei Hochschulausbau 

▪ Hochschulen sollen künftig bei größeren Erweiterungs-, Neubau- oder 
Standortentwicklungen ein Wohnraumkonzept für Studierende vorlegen. 

▪ Dieses Konzept soll Bedarfsprognosen, Flächenvorschläge, Kooperationspartner sowie 
Finanzierungsmodelle enthalten. 

2. Integration von Wohnraum in Campusentwicklungen 

▪ Prüfung der Möglichkeit, auf Flächen im Besitz der Hochschulen oder des 
Freistaats studentischen Wohnraum direkt am oder nahe dem Campus zu schaffen. 

▪ Entwicklung eines kooperativen „Campus-Wohnen“-Standardmodells (z. B. Wohnheime 
über Lernzentren oder Mischnutzung von Hochschulgebäuden). 

3. Beteiligung der Hochschulen an Bauträgerschaften 

▪ Hochschulen sollen in geeigneten Fällen als Mit-Bauträger oder 
Flächennutzungskooperationspartner auftreten können. 

▪ Nutzung bestehender Hochschulflächen im Erbbaurecht in Kooperation mit 
Genossenschaften, Stiftungen oder dem Studentenwerk. 

4. Anreizsystem für hochschulgetragene Wohnprojekte 

▪ Entwicklung eines städtischen Förderinstruments, das Hochschulen unterstützt, wenn sie 
sich aktiv an studentischen Wohnprojekten beteiligen. 
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▪ Beispiele: Zuschüsse, beschleunigte Genehmigungen, priorisierte Grundstücksvergabe. 

5. Hochschulen in städtische Planungsgremien integrieren 

▪ Einrichtung eines regelmäßigen „Runden Tischs Campus & Wohnen“ zwischen Stadt, 
Hochschulen und Studentenwerk. 

▪ Hochschulen erhalten eine feste Rolle bei der Erarbeitung von Flächennutzungs- und 
Bebauungsplänen in hochschulnahen Gebieten. 

6. Berichtspflichten 

▪ Die Verwaltung berichtet dem Stadtrat jährlich über Fortschritte, laufende Projekte, 
Flächenpotenziale und weiteren Handlungsbedarf. 

 

Begründung: 

Die Zahl der Studierenden in München ist in den vergangenen zwanzig Jahren von rund 
90.000 auf bald 150.000 gestiegen. Die Hochschulen wachsen organisatorisch, personell 
und flächenmäßig – doch die Bereitstellung von Wohnraum für Studierende hält mit dieser 
Entwicklung nicht Schritt. Die Folge ist eine zunehmend dramatische Wohnraumnot. 

Dabei profitieren die Hochschulen unmittelbar vom Wachstum der Stadt und tragen selbst 
zur steigenden Nachfrage nach Wohnraum bei. Gleichzeitig verfügen sie über entscheidende 
Potenziale: Flächen, Campusentwicklungen, Planungswissen, Drittmittel und die Fähigkeit, 
Bauprojekte in Kooperation umzusetzen. 

Eine stärkere Verantwortung der Hochschulen für die Wohnraumsituation ist daher 
notwendig und zeitgemäß. Viele europäische Universitätsstädte (z. B. Zürich, Wien, 
Kopenhagen) binden Hochschulen längst systematisch in die Wohnraumpolitik ein. 

Durch die verpflichtende Vorlage von Wohnraumkonzepten bei Hochschulausbau, die 
Integration studentischen Wohnens in Campusentwicklungen, Beteiligungen an 
Bauträgerschaften und regelmäßige Abstimmungen zwischen Stadt und Hochschulen 
entsteht ein neues, effektives Modell gemeinsamer Verantwortung. 

Das Kooperationsmodell „Hochschulen und Wohnen“ stärkt den Wissenschaftsstandort 
München, verbessert die Wohnsituation für Studierende nachhaltig und fördert eine 
abgestimmte, zukunftsorientierte Stadtentwicklung. 
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An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 München, 05.02.2026 
 
 
Anfrage: Stellplatzbedarf im Gewerbegebiet: Rechnen oder raten? 
 
Die Landeshauptstadt München verfügt mit der aktuellen Stellplatzsatzung über ein 
Regelwerk, das – so darf man annehmen – der Klarheit, Vereinheitlichung und 
Rechtssicherheit dienen soll. Umso bemerkenswerter ist es, dass sich in der praktischen 
Anwendung gerade bei gewerblichen Nutzungen ein gewisser Interpretationsspielraum 
eröffnet. 
 
Konkret stellt sich die Frage, wie die in der Stellplatzsatzung vorgesehenen Reduzierungen 
für gewerbliche Nutzungen in den Zonen I (50 %) und II (75 %) rechnerisch anzuwenden 
sind. Während an einer Stelle der Eindruck entsteht, die Reduzierungen seien zusätzlich auf 
den rechnerisch ermittelten Stellplatzbedarf anzuwenden, gibt es Passagen mit 
Erläuterungen, dass sich die Reduzierungen bereits in den Richtwerten wiederfinden. Die 
Formulierung ist nicht eindeutig. 
 
Die Folge: Je nach Lesart, Rechenweg oder persönlicher Auslegung durch Planer, Bauherrn 
oder Sachbearbeiter ergeben sich unterschiedliche Stellplatzanforderungen – was für 
Bauvorhaben eher ungünstig ist. 
 
Vor diesem Hintergrund bitten wir die Verwaltung um Beantwortung der folgenden 
Fragen: 

1. Wie ist die Berechnung des Stellplatzbedarfs für gewerbliche Nutzungen in den Zonen I 
und II konkret vorzunehmen? 
Insbesondere: Sind die genannten Reduzierungen (50 % / 75 %) bereits in den 
Richtwerten enthalten oder nachträglich anzuwenden? 

2. Welche Berechnungsmethode ist verbindlich anzuwenden, wenn unterschiedliche 
Auslegungen innerhalb der Verwaltung selbst bestehen? 

3. Ist der Stadtverwaltung bewusst, dass die derzeitige Formulierung der Satzung zu 
widersprüchlichen Ergebnissen führt und damit weder Planungs- noch Rechtssicherheit 
gewährleistet? 

4. Plant die Landeshauptstadt München eine Klarstellung oder Überarbeitung der 
entsprechenden Regelungen, damit künftig alle Beteiligten mit denselben Rechenregeln 
arbeiten? 
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Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Donnerstag, 5. Februar 2026 

 
 

U2: Fräszug nachts im Einsatz, Pendelzug und  
20-Minuten-Takt 
Pressemitteilung MVG 

 
Regionales Bikesharing MyRadl: MVV erteilt  
Zuschlag an nextbike GmbH 
Pressemitteilung MVV 

 
DMEA findet ab April 2027 in München statt 
Pressemitteilung Messe München GmbH 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



• 

• 

• 

mailto:presse@swm.de
http://www.swm.de/
http://www.mvg.de/
http://www.mvg.de/fraeszug


 

Seite 1 von 2 

 

München, 05. Februar 2026 

Regionales Bikesharing MyRadl: MVV erteilt Zuschlag an  
nextbike GmbH 

• MyRadl – Regionales Bikesharing-System der Stadt München 
und der Region 

• Rund 1.000 Standorte mit insgesamt rund 6.800 Fahrrädern, 
auch Pedelecs (oft als E-Bikes bezeichnet)  

• Ausleihe, Nutzung und Rückgabe über Gemeinde- und Land-
kreisgrenzen hinweg 

Das regionale Bikesharing-System MyRadl soll ab Frühjahr 2026 im Auftrag der 
Landeshauptstadt München, des Landkreises Fürstenfeldbruck und von 36 wei-
teren Städten, Märkten und Gemeinden starten. Insgesamt sind im MVV-Ver-
bundraum knapp 1.000 Standorte mit rund 6.800 Fahrrädern geplant – sowohl 
klassische Räder als auch Pedelecs (im Sprachgebrauch oft als E-Bikes bezeich-
net). Zum Abschluss der öffentlichen Ausschreibung konnte der Münchner Ver-
kehrs- und Tarifverbund MVV nun den Zuschlag an die nextbike GmbH erteilen - 
den Bikesharing-Anbieter mit dem wirtschaftlichsten Angebot. Die Vorbereitun-
gen für den Systemstart laufen.   
 
Münchens Oberbürgermeister Dieter Reiter: „MyRadl wird nahtlos in unser be-
stehendes ÖPNV-System integriert. Das regionale Bikesharing schließt Lücken im 
Alltag, überbrückt Wege, die zu Fuß zu weit sind, verbindet Stadt und Umland und 
erleichtert den Umstieg auf Bus und Bahn.“ 
 
Das Besondere an MyRadl: Die Fahrräder können über Kommunen- und Land-
kreisgrenzen hinweg ausgeliehen, genutzt und zurückgegeben werden. Dadurch 
entsteht ein attraktives Nahverkehrsangebot, das Bus, Bahn, Rad- und Fußverkehr 
in der gesamten Region gut miteinander verknüpft.  
 
Landrat Robert Niedergesäß, Landkreis Ebersberg und Sprecher der MVV-Ver-
bundlandkreise: „Das Bikesharing-System im MVV-Gebiet bietet den Bürgerinnen 
und Bürgern eine einfach zugängliche und flexible Fortbewegungsmöglichkeit. 
Denn Mobilität endet bekanntermaßen nicht an Stadtgrenzen - sie ist das verbin-
dende Element unserer Region. Mit der Einführung von MyRadl machen wir einen 
großen Schritt in Richtung nachhaltiger Mobilität für alle.“ 
 
Grundlage für das regionale Bikesharing-System MyRadl ist die intensive Zusam-
menarbeit zwischen Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV), der 
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Landeshauptstadt München und den MVV-Verbundlandkreisen. Auftraggeber sind 
die Städte, Märkte und Gemeinden sowie der Landkreis Fürstenfeldbruck. Der 
MVV koordiniert den Systemstart sowie den Betrieb des Bikesharing-Systems My-
Radl und ist Schnittstelle zwischen den Kommunen und dem betreffenden Betrei-
ber nextbike GmbH. 
 
MVV-Geschäftsführer Dr. Bernd Rosenbusch: „MyRadl macht den ÖPNV insge-
samt attraktiver, da das regionale Bikesharing die Reisezeit von und zur Haltestelle 
deutlich verkürzen kann. Es ist die ideale Ergänzung, gerade für die sogenannte 
„letzte Meile“ im ÖPNV – je kürzer die Reisezeit, desto mehr Fahrgäste bekom-
men wir.“  
 
Geplanter Start des regionalen Bikesharing-Systems MyRadl ist im Frühjahr 2026. 
Derzeit laufen die Vorbereitungsgespräche mit nextbike. Alle Details zur Nutzung 
und den Preisvorteilen des kommunal geförderten Systems von MyRadl werden 
rechtzeitig vor dem Systemstart kommuniziert.    

Das Bikesharing-System MyRadl wird im Landkreis Fürstenfeldbruck (Fürsten-
feldbruck, Germering, Grafrath, Gröbenzell, Landsberied, Maisach, Mammen-
dorf, Olching, Puchheim und Schöngeising) und in den Kommunen der NordAlli-
anz - Eching, Garching, Hallbergmoos, Ismaning, Neufahrn, Oberschleißheim, 
Unterföhring und Unterschleißheim - durch das Bundesministerium für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMUKN) im Rahmen der Na-
tionalen Klimaschutzinitiative gefördert. •  
 
Anhang: Wort-Bild-Marke MyRadl, png-und PDF-Format  
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DMEA findet ab April 2027 in München statt 

 
• Europas wichtigster Treffpunkt der Digital Health-Branche mit mehr als 20.000 

Besucherinnen und Besuchern wechselt von Berlin nach München 

• Neuer Standort ermöglicht strategische Weiterentwicklung der DMEA zum 

Vorteil für Branche, Aussteller und Besucher 

• Führende Branchenvertreter begrüßen: „Neuer Veranstaltungsort bietet 

bestes Umfeld“ 

• DMEA 2027 findet vom 13.-15. April 2027 bei der Messe München statt 

 

Der Bundesverband Gesundheits-IT ­ bvitg e.V. (bvitg) und die Messe 

München geben heute eine strategische Kooperation zur gemeinsamen 

Durchführung der DMEA bekannt. Im April 2027 findet Europas führendes 

Event für die Digitalisierung im Gesundheitswesen erstmals am 

Messeplatz München statt. Erwartet werden jährlich mehr als 20.000 

Besucherinnen und Besucher sowie über 800 Aussteller. Der Fokus der 

Zusammenarbeit liegt im Wachstum und der stärkeren internationalen 

Ausrichtung der Veranstaltung.  

 

„Mit diesem Messestandort schaffen wir nichts weniger als das Epizentrum der 

digitalen Gesundheitsversorgung in Europa. Industrie, Forschung und 

Selbstverwaltung bündeln hier ihre Kompetenzen gezielt zum Vorteil der 

Kunden und Patienten – für Innovationen, die Standards setzen und Märkte 

entscheidend wie nachhaltig prägen“, sagt Matthias Meierhofer, bvitg-

Vorstandsvorsitzender. 

„Für anspruchsvolle Technologie- und Wissenschaftsmessen bietet München 

das passende Ökosystem und ideale Voraussetzungen. Die DMEA steht für 

Qualität, Kompetenz und Innovationsaustausch auf höchstem Niveau. Wir 

freuen uns, die Veranstaltung gemeinsam mit dem bvitg und der gesamten 

Branche in München weiterzuentwickeln“, erklären die beiden CEOs der 

Messe München, Dr. Reinhard Pfeiffer und Stefan Rummel. 

„Die Nummer Eins geht zur Nummer Eins. Ab 2027 kooperiert die DMEA mit 

einem Messepartner auf absolutem Top-Niveau: wirtschaftlich 

hochleistungsfähig, messetechnisch führend und perfekt auf das Wachstum des 

wichtigsten Digital Health-Formates Europas ausgelegt“, erläutert Dagmar 

Brandenstein, Geschäftsführerin der bvitg Service GmbH, die die 

Vereinbarung verhandelt hat. 

Maximilian Heiler 
Unternehmenssprecher 
Tel. +49 89 949-21112 
maximilian.heiler@ 
messe-muenchen.de 

Messe München GmbH 
Am Messesee 2 
81829 München 
Deutschland 

 



 

Pressemitteilung | 5. Februar 2026 |  | Seite 2 von 4 

„München markiert die nächste Stufe der Erfolgsgeschichte. Die DMEA bleibt das Original und 

entfaltet hier ihr volles internationales Potenzial – an einem Standort mit herausragender 

Infrastruktur, globaler Vernetzung und einzigartiger Strahlkraft für die digitale 

Gesundheitswirtschaft“, so Sascha Raddatz, bvitg-Hauptgeschäftsführer. 

Die jährlich stattfindende DMEA bietet Expertinnen und Experten aus Praxis, IT, Politik und 

Wissenschaft eine gemeinsame Plattform für den Austausch über Produkte, Trends und 

Innovationen rund um Digitalisierung und IT im Gesundheitswesen. Sie gilt als zentraler 

Treffpunkt für medizinischen Fortschritt und Digital Health-Anwendungen. Prognosen zufolge 

wächst der weltweite Markt für Soft- und Hardware sowie Services in diesem Bereich um 

deutlich über 20 Prozent bis zum Jahr 2030. Allein in Europa wird bis dahin von einem 

Marktvolumen von mehr als 265 Milliarden US-Dollar (2024: 79 Mrd. US-Dollar) ausgegangen. 

Die DMEA ist für dieses Wachstum ein zentraler Marktplatz. 

Ein starkes Zeichen für die Branche 

 

Die DMEA steht für inhaltliche Tiefe, Exzellenz im Kongressprogramm sowie für ihre 

einzigartige Verbindung von Politik, Industrie, Forschung und Anwendern. Diese Stärken 

bleiben – und werden zugleich erweitert: Durch die Zusammenarbeit von bvitg und der Messe 

München werden organisatorische und inhaltliche Voraussetzungen geschaffen für mehr 

Internationalität und die nächste entscheidende Entwicklungsstufe des Events. Die Messe 

München bringt dabei ihre Erfahrung aus der langjährigen Durchführung von weltweit 

führenden Leitmessen sowie das Know-how von internationalen Großveranstaltungen im 

Medizinumfeld ein. Der bvitg wiederum steuert die umfassende Branchenkompetenz, die 

vertrauensvolle Marke und das Marktwissen bei. Gemeinsam werden künftig die inhaltliche 

Ausrichtung, das Programm und die organisatorischen Rahmenbedingungen der 

Veranstaltung ausgebaut und die weitere Internationalisierung der DMEA vorangetrieben.  

 

Branche begrüßt Neuausrichtung 

 

Führende Branchenvertreter begrüßen den Schritt und betonen die Bedeutung eines zentralen 

Treffpunkts der Branche: 

 

Bernhard Calmer, Geschäftsführer, CEO bei CGM Clinical Europe GmbH: 

„Die DMEA steht für eine digitale Gesundheitsversorgung, die überall in Deutschland spürbar 

besser wird – nicht nur in der Hauptstadt. In einem föderalen System tragen Länder und 

Regionen zentrale Verantwortung für Krankenhausplanung, Investitionen und Umsetzung. Ein 

Standort wie München verbindet das mit einem der stärksten Hightech- und Innovations-

Ökosysteme Europas – mit Kliniken, Forschung, MedTech, Start-ups und Industrie in direkter 

Nähe. Das stärkt die DMEA als nationale Leitplattform: weniger nur Debatte – mehr 

Umsetzungskraft.“ 
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Jens Naumann, Geschäftsführer medatixx GmbH & Co KG: 

„medatixx unterstützt und vernetzt mit seinen Praxisprogrammen, seinen ergänzenden Add-

ons und seinen Dienstleistungen Arztpraxen und MVZ in ihrem Versorgungsalltag. Die DMEA 

vernetzt seit 2019 einmal im Jahr die Ärzteschaft mit der digitalen Gesundheitswirtschaft, der 

Politik, der Selbstverwaltung und der Wissenschaft. Mit dem Umzug nach München, einer 

Hochburg von Unternehmen der Digitalwirtschaft, rückt das Thema Digital Health noch stärker 

in den europäischen Kontext und ist bestens positioniert für eine erfolgreiche Zukunft. Ich freue 

mich auf die DMEA 2027 in der bayerischen Hauptstadt.“ 

 

München – Herz Europas, Motor für Innovation 

 

München bietet als einer der bedeutendsten Technologie- und Gesundheitsstandorte Europas 

ideale Rahmenbedingungen für die Weiterentwicklung der DMEA. Wesentlich für die 

Entscheidung zu Gunsten der bayerischen Landeshauptstadt waren: 

 

• Hervorragende internationale Erreichbarkeit im DACH-Raum und darüber hinaus 

• Direkte Einbindung in ein starkes Innovationsökosystem aus Kliniken, 

Forschungseinrichtungen, Universitäten und Health-Tech-Unternehmen 

• Moderne Messe- und Kongressinfrastruktur mit Top-Qualität, die flexible Formate 

und Wachstum ermöglicht 

• Mehr Raum für Innovation, eine wachsende Start-up-Szene, Know-how bei Co-

Creation und der Entwicklung neuer Veranstaltungsformate 

 

Ausstellende Unternehmen finden auf der Website der Messe München Ansprechpartner/-

innen: www.messe-muenchen.de/de/unternehmen/dmea-2027/ 

Über die Messe München 

Als einer der bedeutendsten Messeveranstalter zeigt die Messe München auf ihren weltweit rund 90 Fachmessen 

die Welt von morgen. Das Portfolio umfasst Fachmessen für Investitions- und Konsumgüter ebenso wie für neue 

Technologien. Darunter 14 Weltleitmessen wie bauma, BAU, IFAT oder electronica, Kooperationsveranstaltungen 

wie die IAA MOBILITY und zahlreiche Gastveranstaltungen. 

Mit einem internationalen Netzwerk von Beteiligungsgesellschaften und Auslandsvertretungen ist die Messe 

München weltweit aktiv. Zusammen mit ihren rund 1.200 Mitarbeitenden im Konzern organisiert sie Fachmessen in 

China, Indien, Brasilien, Südafrika, Türkei, Singapur, Vietnam, Hongkong, Thailand, den USA und in Saudi-Arabien. 

Rund 150 Veranstaltungen jährlich, ziehen im In- und Ausland über 50.000 Aussteller und rund drei Millionen Besucher 

an. Damit ist die Messe München ein wichtiger Wirtschaftsmotor, der Kaufkrafteffekte in Milliardenhöhe auslöst 

http://www.messe-muenchen.de/de/unternehmen/dmea-2027/
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Über den Bundesverband Gesundheits-IT – bvitg e. V.                                                                                         

Der bvitg vertritt in Deutschland die führenden IT-Anbieter im Gesundheitswesen, deren Produkte je 

nach Segment in bis zu 90 Prozent des ambulanten und stationären Sektors inklusive Reha-, Pflege- und 

Sozialeinrichtungen eingesetzt werden. Über 70 Prozent der Unternehmen sind international tätig. Die bvitg Service 

GmbH, die als hundertprozentige Tochtergesellschaft des bvitg e. V. auftritt, organisiert die Plattform DMEA – 

Connecting Digital Health. Mehr Informationen unter: www.bvitg.de und www.dmea.de 

 

 

Kontakt für Presseanfragen 
 

Bundesverband Gesundheits-IT – bvitg. e. V. 
 
Juliana Gralak 
 
Tel.: +49 170 5521798 
Email: presse@bvitg.de 

Messe München GmbH 
 
Maximilian Heiler 
 
Tel.: +49 89 949-21112 
Email: presse@messe-muenchen.de 
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